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Vorrede. 

Eine  ungewohnte  Hoffnungsfreudigkeit  hat  Öster- 
reichs Völker  erfaßt ;  nach  langen,  bangen  Zweifeln 
glauben  sie  wieder  an  sich  selbst  und  an  den  Fort- 
bestand des  Staates,  von  welchem  Pessimisten  im 
Inlande  und  Feinde  im  Auslande  so  gerne  prophezeiten, 
er  drohe  auseinanderzufallen,  sein  Bestand  ruhe  bloß 
auf  zwei  Augen. 

Ob  diese  neue  Stimmung  eine  in  den  Tatsachen 
wohlbegründete  sei,  ob  früher  oder  jetzt  Sinnestäuschung 
vorliege,  darüber  zu  urteilen  ist  vielleicht  ein  Außen- 
stehender kompetenter  als  wir  selbst.  Ein  auswärtiger 
Beobachter,  —  ein  Brite  — ,  der  sich  unter  dem 
Pseudonym  eines  Scotus  Viator  verbirgt,  hat  sich  mit 
der  seiner  Nation  eigenen  Sachlichkeit  dieser  Frage 
bemächtigt,  unsere  Verhältnisse  eingehend  an  Ort  und 
Stelle,  oder  sagen  wir  genauer,  an  vielen  Orten  und 
vielen    Stellen    der   großen   Monarchie   studiert  und  ist 
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dabei  zu  einem  für  Österreich  überraschend  erfreulichen 
Resultate  gelangt. 

Daß  es  gerade  ein  Brite  ist,  der  so  beruhigende 
Schlußfolgerungen  gezogen  hat,  ist  in  mehr  als  einer 
Richtung  beachtenswert.  Sine  ira  et  studio  —  ohne 
die  mindeste  Voreingenommenheit,  als  ein  wirklicher 
Viator  und  Spektator  steht  er  unserem  Staate  gegen- 
über; keine  Schwäche,  die  er  nicht  aufdecken,  kein 
böses  Gerücht,  das  er  nicht  erwähnen  würde;  aber 
er  geht  den  Dingen  auf  den  Grund  und  zeigt,  daß  die 
Schwächen  nicht  tödlich  und  die  meisten  Gerüchte  über- 
trieben sind.  Diese  Objektivität,  die  von  Vorliebe  nicht 
getrübt  ist,  verleiht  dem  Buche  einen  Wert,  der  über 
die  Bedeutung  einer  politischen  Tagesbroschüre  weit 
hinaus  geht.  Nur  in  einem  Kapitel  blickt  etwas  wie 
leichte  Ironie  eines  Wissenden  durch,  der  zuerst  ge- 
täuscht wurde,  und  später  sich  zu  einer  richtigeren  Er- 
kenntnis durchgerungen  hat:  in  dem  Abschnitte,  welcher 
Österreichs  Verhältnis  zu  Ungarn  darlegt. 

Hierzulande  sind  die  Annäherungsversuche  nicht 
unbekannt  geblieben,  welche  die  Magyaren  in  einer  für 
den  Gesamtstaat  nicht  gerade  freundlichen  Weise  bei 
England  eingeleitet  haben;  ihre  „freie"  Verfassung,  ihr 
historischer   Unabhängigkeitssinn    sollten    eine    geistige 


Brücke  zu  dem  von  einer  „verwandten"  Verfassung 
getragenen  Inselvolke  bilden.  Die  Antwort  auf  diese 
Annäherungsversuche  hat  das  letzte  Kapitel  des  Buches 
gegeben,  welches  das  Motto  trägt:  „Quem  deus  vult 
perdere  prius  dementat".  Ja,  wen  die  Götter  verderben 
wollen,  den  schlagen  sie  mit  Blindheit,  und  blind  gegen 
ihr  eigenes  Wohl  sind  nach  Viators  Ausführungen  die 
Magj^aren  in  ihrem  Streite  mit  Österreichs  Herrscher- 
haus, mit  ihren  anderssprachigen  Volksgenossen  und 
der  anderen  Reichshälfte ;  blind  aber  müßte  nach 
diesen  Ausführungen  auch  jeder  sein,  der  eine  geistige 
Verwandtschaft  zwischen  den  öffentlichen  Verhältnissen 
Ungarns  und  Englands  anerkennen  würde. 

Es  gibt  Bücher,  die  man  jedem  in  die  Hand 
drücken  möchte,  der  über  eine  bestimmte  Materie  den 
Mund  aufmachen  will,  weil  sie  ihm  vorerst  die  Augen 
öffnen.  Da  nun  fast  jeder  Österreicher  und  jeder  Ungar 
über  die  Zukunft  seines  Staates  mitreden  möchte,  so 
sollte  er  dieses  Werk  schon  deshalb  lesen,  weil  es  nicht 
vorgefaßte  Meinungen  durch  zu  diesem  Zwecke  präparierte 
Tatsachen  erweisen  will,  sondern  weil  es  die  geschicht- 
lichen Tatsachen  der  letzten  50  Jahre  einfach  vorführt. 

Wie  sich  die  Verhältnisse  rings  um  Österreich 
herum,  in  Deutschland,  Rußland,  Italien  und  am  Balkan 


entwickelt  haben,  wie  überall  in  diesen  Nachbarstaaten 
Aspirationen  auf  stammverwandte  österreichische  Volks- 
teile erwuchsen  und  welches  die  Faktoren  sind,  die 
solche  Begehrlichkeiten  zum  Schweigen  bringen  —  das 
ist  der  interessante  Inhalt  des  Werkes;  es  bringt  eine 
Geschichte  der  Gegenwart  Europas  in  einer  Form,  die 
zu  lehren  die  Schule  versäumt  und  die  Parteipresse 
nicht  nachholt.  Lernen  können  von  diesem  objektiven 
Beobachter  alle  Parteien;  und  wer  schon  für  sich  selbst 
nichts  lernen  will,  hat  wenigstens  das  Vergnügen,  gute 
Lehren  für  den  Gegner  zu  finden. 

Die  vorliegende  Übersetzung  wurde  vom  Autor 
revidiert  und  mit  einigen  Nachträgen  und  Abänderungen 
versehen. 

Wien,  September  1907. 

Dr.  C.  Brockhausen. 


Einleitung. 


Es  ist  in  diesem  Lande  (England)  Mode  geworden 
anzunehmen,  daß  die  österreichisch-ungarische  Monarchie 
beim  Tode  ihres  jetzigen  Herrschers,  des  ehrwürdigen 
Franz  Joseph,  zusammenbrechen  werde.  Aufgabe  der 
folgenden  Seiten  ist  zu  zeigen,  daß  dies  eine  ganz  ober- 
flächliche Ansicht  ist,  die  auf  Unkenntnis  oder  auf  Mißver- 
ständnis der  Geschichte  beruht.  Viele  Parteien  und  manche 
Individuen  in  verschiedenen  Ländern  Europas  haben  ein 
starkes  Interesse  an  der  Verbreitung  dieser  Idee  ;  und  die 
Existenz  solcher  verborgenen  Kräfte  wird,  wage  ich  zu 
behaupten,  jedem  ersichtlich  sein,  der  sich  die  Mühe 
gibt,  aus  den  weiter  unten  angeführten  Tatsachen  die 
Moral  zu  ziehen.  Viel  Kapital  haben  verschiedene 
Schriftsteller  aus  den  zerstörenden  Tendenzen  des 
Rassenhasses  geschlagen.  Aber  viel  zu  wenig  Bedeutung 
ist  den  Schwierigkeiten  beigelegt  worden,  welche  solche 
Zerstörung  involvieren  würde.  Selbst  wenn  wir  an- 
nehmen, daß  die  Artischocke  von  fremder  Hand  leicht 
zerpflückt  werden  könnte  —  und  dies  kann  ich  auch 
nicht  einen  Augenblick  zugeben  —  würden  die  darauf 
folgenden  Rivalitäten    der  Mächte  eine  Quelle    endloser 


Gefahren  und  Verwirrungen  sein  und  für  jeden  Betei- 
ligten etwas  weit  Schlimmeres  als  verbrannte  Finger 
bedeuten. 

Überdies  übersehen  jene,  welche  annehmen,  daß 
Österreich-Ungarns  Existenz  vom  Leben  des  gegen- 
wärtigen Kaisers  und  Königs  abhänge,  einen  überaus 
wichtigen  Faktor  in  der  Situation  —  nämlich  den  Thron- 
erben Erzherzog  Franz  Ferdinand.  Von  allen  Seiten 
wird  zugegeben,  daß  er  ein  Rätsel  sei,  und  bedenkliche 
Berichte  über  seinen  Charakter  sind  eifrig  in  die 
Welt  gesetzt  worden.  Aber  hier  bedürfen  wieder 
die  Motive,  welche  solche  Berichte  hervorrufen,  einer 
Sichtung;  und  es  gibt  viele  Gründe  zu  glauben,  daß 
der  zukünftige  Kaiser  und  König  ein  würdiger  Nach- 
folger seines  Onkels  sein  werde.  Alles  spricht  dafür, 
daß  er  zugleich  Fähigkeiten  und  Selbstvertrauen  besitzt 
und  ein  Mann  ist,  der  den  vollen  Wert  von  Schweigen 
und  Reden  kennt,  der  sich  weder  fürchtet  Überzeugungen 
zu  haben,  noch  danach  zu  handeln. 

Spezieller  Nachdruck  wurde  hierauf  die  Beziehungen 
Österreich-Ungarns  zu  Serbien  und  Rumänien  gelegt, 
weil  sie  so  oft  von  einer  Diskussion  über  den  Gegen- 
stand ausgeschlossen  werden.  Auf  der  anderen  Seite 
hätte  es  die  Sache  nur  kompliziert,  wenn  ich  in  gleicher 
Ausführlichkeit  die  türkische  Frage  in  bezug  auf  die 
dualistische  Monarchie  behandelt  hätte.  Auch  würde  sie 
aus  verschiedenen  Gründen  dem  Gegenstande,  wie  er 
auf   dem  Titelblatte  definiert   ist,  nicht   mehr   so    nahe 
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liegen  wie  vor  30  Jahren;  die  Entstehung  von  Barriere- 
Staaten  in  der  Balkan-Halbinsel  hat  mittlerweile  die 
Beziehungen  Österreich  -Ungarns  zur  Pforte  sehr  ge- 
ändert. Dies  und  das  Wachstum  des  Nationalgefühles 
auf  der  Halbinsel  machen  Rußlands  Expansion  weniger 
wahrscheinlich  als  1854  oder  1877.  Österreichs  Gleich- 
mütigkeit gegenüber  der  Lage  in  Mazedonien  hat  sich 
zuerst  in  der  Mürzsteger  Vereinbarung  gezeigt  und  ist 
in  schlagender  Weise  durch  die  kürzlich  erfolgte  Ver- 
ständigung mit  Italien  in  betreff  Albaniens  bekräftigt 
worden.    (Siehe  Seite  34.) 

Die  Stellung  Frankreichs  und  Großbritanniens 
wurde  hier  absichtlich  nicht  diskutiert.  Beide  Länder 
haben  offenbar  ein  Interesse  an  der  Erhaltung 
Österreich-Ungarns  als  Großmacht.  Aber  dieses  Interesse 
ist  durchaus  negativ  und  keineswegs  beeinflußt  durch 
die  inneren  Probleme  der  Doppelmonarchie;  es  ist  bloß 
von  Erwägungen  des  europäischen  Gleichgewichtes 
beherrscht,  welches  durch  eine  Teilung  Österreich- 
Ungarns  oder  selbst  durch  eine  Trennung  der  zwei 
Schwesterstaaten  verhängnisvoll  gestört  würde.  Gibt 
man  die  hier  vorgebrachten  Tatsachen  und  die  Vor- 
aussetzungen meiner  Argumente  zu,  so  folgt  unver- 
meidlich, daß  Frankreich  und  Großbritannien  jede  An- 
strengung machen  müssen,  die  Doppelmonarchie  (wie 
modifiziert  sie  auch  innerlich  sein  möge)  als  eine  poli- 
tische und  ökonomische  Einheit  in  der  modernen  Welt 
zu  erhalten. 


I.  Kapitel. 

Deutschland  und  Österreich-Ungarn. 

„Wenn  Österreich  nicht  schon  längst  existierte, 
müßte  man  sich  beeilen  es  zu  schaffen."  Diese  Worte 
des  großen  böhmischen  Geschichtsschreibers  P  a  1  a  c  k  y 
bilden  eine  geeignete  Einleitung  zu  jeder  Diskussion 
der  sogenannten  österreichischen  Frage.  Die  politischen 
Raben  Europas  haben  in  den  letzten  Jahren  das  Geschick 
Österreich-Ungarns  vorausgesagt  und  rechtfertigen  ihr 
Gekrächze  damit,  daß  Einer,  dessen  Erbe  schon  während 
seines  Lebens  so  sehr  umstritten  ist,  schwerlich  von 
kräftiger  Gesundheit  sein  könne.  Tatsächlich  beunruhigt 
die  österreichische  Frage,  wie  die  orientalische,  die 
Träume  des  modernen  Staatsmannes  und  macht  die 
ganze  politische  Zukunft  Europas  unsicher. 

Was  wäre  denn  das  Ergebnis  einer  Teilung  der 
habsburgischen  Monarchie  und  wer  würde  Vorteil 
daraus  ziehen  ?  Naturgemäß  müßten  jene  Fragmente, 
welche  bei  der  Endkatastrophe  ihre  Unabhängigkeit 
nicht  behaupten  könnten,  an  die  drei  großen  Nachbarn 
Österreichs  :    Deutschland,  Rußland   und  Italien,  fallen. 
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Wenn  wir  vorerst  die  beiden  letzteren  Mächte  beiseite 
lassen  und  die  Frage  vom  speziell  deutschen  Gesichts- 
punkte betrachten,  so  finden  wir,  daß  die  Macht,  welche 
durch  eine  Expansivpolitik  in  Österreich  die  größte 
Gefahr  läuft,  keine  andere  als  Deutschland  selbst  ist. 
Und  für  diese  Behauptung  spricht  Bismarcks  Wort: 
„Die  Erhaltung  der  östreichisch-ungarischen  Monarchie 
als  einer  unabhängigen  und  starken  Großmacht,  ist  für 
Deutschland  ein  Bedürfnis  des  Gleichgewichtes  in 
Europa." 

Die  Propaganda  der  alldeutschen  Liga,  die  Faseleien 
solcher  Führer,  wie  Schönerer  und  Wolf,  und  die 
Los-von-Rom-Bewegung,  welche  von  dieser  wildesten 
aller  politischen  Parteien  ins  Werk  gesetzt  wurde  — 
alles  dies  hat  ein  etwas  düsteres  Licht  auf  die  Zukunft 
Österreichs  geworfen  und  uns  mit  der  Möglichkeit  einer 
Ausdehnung  Deutschlands  auf  Kosten  seines  südlichen 
Verbündeten  vertraut  gemacht.  Diese  Sorte  Politik  bietet 
politischen  Träumern  manches  Anziehende.  In  erster 
Linie  würde  in  Zentraleuropa  ein  kompakter  Staat  ge- 
bildet werden,  welcher  an  Kraft  das  mittelalterliche 
Reich  in  seinen  glänzendsten  Tagen  weit  überträfe.  Mit 
einer  Bevölkerung  von  fast  80  Millionen  müßte  seine 
bewaffnete  Macht  unwiderstehlich  sein  und  Größer- 
Deutschland  wäre  von  einem  großen  Teile  der  Angst 
befreit,  welche  dem  heutigen  Deutschen  Reiche  seine 
exponierten  Grenzen  verursachen.  Der  Traum  des  Dichters 
Arndt   wäre  verwirklicht  und   (mit  Ausnahme  der  öst- 
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liehen  Schweizer  Kantone)  fiele  das  deutsche  Vaterland 
endlich  mit  dem  Sprachgebiete  Luthers  und  Goethes 
zusammen.  Die  wachsende  „slawische  Gefahr"  erlitte 
einen  verhängnisvollen  Schlag  und  die  zisleithanischen 
Provinzen  wären  endgültig  für  deutsche  Kultur  und 
deutsche  Ideale  gerettet.  Der  deutsche  Handel  würde 
einen  mächtigen  Aufschwung  durch  die  Ausdehnung 
des  Zollvereines  auf  Österreich  erfahren  und  einen 
inneren  Markt,  so  groß  wie  jenen  der  Vereinigten  Staaten, 
beherrschen.  Die  Erwerbung  von  Triest  müßte  der 
deutschen  Handelsmarine  neue  Triumphe  sichern,  wäh- 
rend die  österreichische  Flotte  ein  echter  Glücksfall 
für  den  „Admiral  des  Atlantischen  Ozeans"  wäre! 
Deutschland  würde  fraglos  die  vorherrschende  Macht 
auf  der  Balkanhalbinsel  und  seine  Hegemonie  von  Ham- 
burg bis  Bassora  am  Persischen  Golf  würde  bald  in 
den  Gesichtskreis  praktischer  Politik  treten.  Einem  bloß 
gelegentlichen  Beobachter  könnte  man  freilich  die  Mei- 
nung verzeihen,  daß  solche  ungeheure  Vorteile  alle 
möglichen  Risken  oder  Opfer  aufwiegen.  Aber  ehe  er 
diese  Meinung  annimmt,  täte  er  gut  daran,  auch  die 
Reversseite  der  Medaille  zu  prüfen.  Die  Gefahren 
dieser  Expansivpolitik  sind  zweifache:  äußere  und 
innere.  In  erster  Linie  käme  hier  eine  auswärtige  Inter- 
vention in  Betracht,  Avelche  durch  Deutschlands  gegen- 
wärtige Isolierung  höchst  wahrscheinlich  geworden  ist. 
Es  ist  kaum  eine  Übertreibung,  zu  behaupten,  daß 
Österreich-Ungarn   trotz    seiner   häuslichen  Zwiste    den 
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Angelpunkt  der  europäischen  Politik  bildet  und  daß  sein 
Verschwinden  dem  Gleichgewichte  der  Mächte  einen 
bedenklichen  Schlag  versetzen  würde.  Ohne  uns  über 
die  Gefahren  zu  verbreiten,  in  welche  Frankreich1)  durch 
ein  solche's  Ereignis  gestürzt  würde,  genügt  es,  darauf 
hinzuweisen,  daß  seine  Existenz  als  Großmacht  auf 
dem  Spiele  stünde  und  diese  Ansicht  ist  auch,  vielleicht 
nicht  allzu  kluger  Weise,  in  den  Reden  so  wohlbekannter 
Politiker,  wie  die  Herren  Deschanel  und  Pelletan, 
hervorgehoben  worden.  Nimmt  man  an,  daß  es  Groß- 
britannien gelingen  würde,  sich  vom  Streit  fernzuhalten 
—  übrigens  eine  höchst  zweifelhafte  Annahme  —  so  ist 
es  nahezu  sicher,  daß  Italien  und  Rußland  auf  Seite 
Frankreichs  in  den  Krieg  verwickelt  werden  und  daß 
gewisse  Balkanfürsten  die  Gelegenheit  benützen,  im 
Trüben  zu  fischen.  So  sonderbar  es  klingen  mag,  ist 
Ungarn  der  einzige  denkbare  Verbündete  für  Deutsch- 
land, und  auch  dies  nur  gegen  Konzessionen,  welche 
dem  alldeutschen  Geschmacke  wenig  zusagen  dürften. 
Auf  jeden  Fall  würde  Ungarns  Hilfe  erheblich  entwertet 
durch  dessen  Mangel  an  Artillerie  und  durch  die  Ver- 
suchung, welche  eine  solche  Krisis  für  die  Rumänen 
bildet,  die  Erwerbung  Siebenbürgens  in  Angriff  zu 
nehmen.  Das  wahrscheinliche  Resultat  der  Intervention 
Deutschlands  wäre  also  eine  europäische  Koalition  gegen 


')  Sie  sind  mit  Geschick,  jedoch  in  ersichtlich  deutschfeind- 
lichem Geiste  von  solchen  Schriftstellern,  wie  die  Herren  Chera- 
dame  und  Rene  Henry  dargelegt  worden. 
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die  Hohenzollern.  Die  Geschichte  würde  sich  wieder- 
holen, aber  mit  einer  wichtigen  Ausnahme:  Es  gäbe 
keine  britischen  Subsidien,  wie  sie  einst  den  Widerstand 
Friedrich  des  Großen  gegen  Europa  in  Waffen  ermög- 
lichten. 

Aber  ganz  abgesehen  von  äußeren  Komplikationen 
ist  die  Idee  der  Annexion  nicht  so  einfach,  als  sie  auf 
auf  den  ersten  Blick  erscheint.  Wenn  sich  Deutschland 
mit  den  7  deutsch  sprechenden  Provinzen  (Ober-,  Nieder- 
österreich, Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg,  Steiermark  und 
Kärnten)  begnügt,  was  wird  dann  aus  Böhmen?  Die 
Tschechen  sind  weder  unter  einem  Königtum,  noch 
als  Republik  stark  genug,  allein  zu  stehen,  selbst 
wenn  es  keine  feindliche  deutsche  Minorität  gäbe,  welche 
das  innere  Problem  kompliziert.  Eine  Union  mit  Ungarn 
ist  undenkbar  und  so  müßten  sie  mit  Notwendigkeit 
nach  Rußland  gravitieren.  Dies  würde  den  slawischen 
Koloß  in  die  direkte  Verbindungslinie  von  Berlin  und 
Wien  einschieben  und  St.  Petersburg  —  sei  es  als 
Oberherrn,  sei  es  als  Berater  von  Prag  —  ungeheure  geo- 
graphische und  strategische  Vorteile  sichern.  Bisina rcks 
Ausspruch:  „Der  Herr  von  Böhmen  wird  der  Herr  von 
Europa  sein"  hätte  sich  überraschend  erfüllt.  So 
würde  Deutschland  nichts  übrig  bleiben,  als  Böhmen 
und  Mähren  (mit  Österr.-Schlesien)  in  das  vergrößerte 
Deutsche  Reich  einzuschließen,  ein  Schritt,  welcher 
natürlich  heftige  Opposition  von  6  Millionen  Tschechen 
hervorriefe,  die  von  der  Wiedererrichtung  eines  König- 
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reiches  Böhmen  träumen.  Überdies  fänden  die  Tschechen 
in  ihrem  Widerstände  die  Unterstützung  der  Südslawen 
—  Slowenen,  Kroaten,  Serben  —  welche  Krain,  Istrien 
und  Dalmatien  bevölkern.  Denn  Deutschland  könnte  in 
seinem  Vordringen  gegen  Süden  nicht  Halt  vor  der 
Sprachgrenze  bei  Klagenfurt  machen,  sondern  würde 
Triest  und  die  Adriatische  Seeküste  beanspruchen.  Tat- 
sächlich kann  der  Besitz  eines  Hafens  am  Mittelländi- 
schen Meere,  der  in  direkter  Verbindung  mit  Hamburg 
und  Bremen  stünde,  der  Hauptanziehungspunkt  einer 
solchen  Ausdehnungspolitik  genannt  werden.  Dies  würde 
jedoch  verzweifelte  Feinde  aus  allen  jenen  machen, 
welche  an  die  Wiederherstellung  eines  illyrischen  König- 
reiches oder  an  den  damit  rivalisierenden  Traum  eines 
Groß- Serbien  glauben  und  wahrscheinlich  einen  trägen 
und  ermüdenden  Guerillakrieg  in  den  Julischen  Alpen 
erzeugen.  Gesetzt,  es  gelänge  Deutschland,  den  vereinten 
Widerstand  erfolgreich  zu  unterdrücken,  so  würde  es  sich 
doch  plötzlich  vor  die  Aufgabe  gestellt  sehen,  IIV2  Mil- 
lionen widerwilliger  Slawen  innerhalb  der  Grenzen  seines 
eigenen  Reiches  zu  beherrschen;  ein  Problem,  dem 
gegenüber  das  irische  als  eine  Kleinigkeit  erschiene. 
Dies  ist  jedoch  keineswegs  alles.  Die  Okkupation  von 
Triest  durch  Deutschland  würde  bitter  übel  genommen 
werden,  nicht  nur  von  den  Irredentisten,  sondern  auch 
von  der  ganzen  italienischen  Nation  und  müßte  unver- 
meidlich zum  Kriege  führen,  in  welchem  Italien  wahr- 
scheinlich   auf  Verbündete    zählen    könnte.    Jedenfalls 
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wäre  der  Dreibund  endgültig  zerstört,  Italien  in  die 
Arme  der  Westmächte  getrieben  und  für  Deutschland 
bliebe  als  einziger  Verbündeter  Abdul  Hamid.  Während 
Italiens  Feindschaft  unvermeidlich  ist,  könnte  Rußland 
durch  einen  Beuteanteil  besänftigt  werden.  Aber  dieser 
Anteil  könnte  nur  Galizien  und  die  Bukowina  sein  und 
die  Annexion  des  ersteren  wäre  der  wichtigste  Schritt 
zur  Wiederherstellung  Polens.  Die  so  vereinigten  beiden 
Hauptteile  der  polnischen  Rasse  würden  einen  kompakten 
Staat  von  13  Millionen  Bewohnern  bilden  und  die  preußi- 
schen Polen  wären  schwerer  zu  behandeln  denn  je.  Von 
dieser  Seite  her  würde  die  Gefahr  eher  erhöht  als  ver- 
ringert durch  den  Triumph  der  russischen  Revolution, 
denn  eine  ihrer  unvermeidlichen  Konsequenzen  wird 
die  Gewährung  der  polnischen  Autonomie  sein. 

Soviel  über  die  slawischen  Rassen  Österreichs.  Aber 
dürfen  wir  annehmen,  daß  die  Deutschen  Österreichs 
einmütig  die  Einverleibung  wünschen?  Der  Österreicher 
ist  nichts  weniger  als  illoyal  und  der  erste  Preis,  den 
er  für  die  Vereinigung  mit  Deutschland  zu  zahlen  hätte, 
wäre  der  Verlust  der  Dynastie,  mit  welcher  er  durch 
6  Jahrhunderte  glorreicher  Tradition  verbunden  ist. 
Denn  es  ist  klar,  daß  kein  Habsburger  je  zustimmen 
wird,  Vasall  des  Königs  von  Preußen  zu  werden.  Deutsch- 
Österreich  würde  daher  zu  einer  Provinz  herabsinken 
und  eine  Stellung  einnehmen  ähnlich  der  Elsaß-Loth- 
ringens, nur  im  größeren  Maßstabe.  Das  jetzige  Regime 
der    „Gemütlichkeit"   würde    durch    die    „ stramme  Dis- 
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ziplin"  des  preußischen  Systems  ersetzt  werden;  und 
vor  allem  würde  Wien,  der  Stolz  jedes  Österreichers, 
aus  einer  Kaiserstadt  eine  Provinzstadt  werden. 

Aber  was  ist's  mit  Deutschland  selbst?  Vor    allem 
würde  es  aufhören,  eine  protestantische  Macht  zu  sein. 
Im  jetzigen  Deutschen  Reiche  gibt  es  rund  3 5  lji  Millionen 
Protestanten   gegenüber  20  Millionen  Katholiken    (oder 
62    zu   36%)-    Die  Annexion    der    österreichischen  Pro- 
vinzen würde  diese  Proportion  in  353/4  Millionen  Prote- 
stanten zu  41  Millionen  Katholiken  (oder  46  zu  53%)  ver- 
wandeln. Zu  den  weitreichenden  Folgen  dieses  Wechsels 
würde  es  gehören,  daß  das  katholische  Zentrum,  welches 
das  Zünglein  an  der  Wage  im  Reichstag  bildet,  zur  ab- 
soluten Vorherrschaft  gelangen  würde.  Diese  Tatsachen 
erklären  die  verzweifelte  Anstrengung  der  Alldeutschen, 
die  Los-von-Rom-Bewegung   in  Österreich    zu  fördern. 
Sie  verstehen  den  Widerwillen,  mit  welchem  die  meisten 
Norddeutschen  ein  Anwachsen  des  römisch-katholischen 
Elementes  im  Reiche  betrachten    und    hoffen,   ihr   Ziel 
durch  Massenbekehrungen    zu  erreichen.   Der   österrei- 
chische Thronfolger  Franz  Ferdinand    ist   oft   wegen 
der  Rede  angegriffen  worden,  in  welcher  er  behauptete, 
daß  „Los  von  Rom"    bloß  ein  anderer  Name  für  „Los 
von    Österreich"    sei.     Aber     keine     Kritik     kann     die 
Tatsache   verdunkeln,    daß  er  recht  hatte   und   er  kann 
kaum    getadelt    werden,    den    offenen    Feinden    seiner 
Dynastie    den  Fehdehandschuh    hingeworfen  zu  haben. 
Namentlich  aber  würde  die  Annexion  der  österreichischen 
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Provinzen  der  1866  und  1870  gewonnenen  Einheit  ver- 
hängnisvoll werden.  Jene  alte  Rivalität  zwischen  Preußen 
und  Österreich  würde  wieder  aufleben,  die  Deutsch- 
land so  lange  zur  „Quantite  negligeable"  in  Europa  ge- 
macht hat.  Preußen  würde  sich  nicht  länger  derselben 
dominierenden  Stellung  erfreuen  und  die  süddeutschen 
Staaten,  deren  Abneigung  gegen  Preußen  und  sein 
System  eine  sehr  reelle  ist,  könnten  leicht  von  einer 
Revision  des  „Status  quo"  träumen.  Dresden,  München 
und  Stuttgart  würden  nach  Wien  gravitieren  und  der 
Gegensatz  zwischen  Nord  und  Süd  würde  lebhafter 
denn  je  erwachen.  Jenes  innere  Gleichgewicht  der 
beiden  deutschen  Vormächte,  dessen  Zerstörung  Bis- 
marck  sein  ganzes  Leben  widmete,  würde  nochmals 
auf  neuer  Grundlage  erstehen  und  ernstlich  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Reichsmaschine  vermindern.  Auch  wäre  es 
nicht  leicht,  die  sehr  verschiedenen  diplomatischen  Ideale 
Berlins  und  Wiens,  jene  Bismarcks  und  Bülows,  wie 
sie  denen  von  Beust,  Andrässy  und  Goluchowsky 
gegenüberstehen,  in  Einklang  zu  bringen  und  noch  weniger 
leicht  wäre  es,  gleichzeitig  die  preußische  und  öster- 
reichische Aristokratie  bei  diplomatischen  Ernennungen 
zu  befriedigen.  Auch  bedeutet  die  Ausdehnung  der  Zoll- 
grenze keine  angenehme  Veränderung  für  den  Ost- 
eibischen Junker,  dessen  selbstische  Interessen  hohe 
Fleischpreise  und  Ausschluß  ausländischen  Getreides 
fordern.  Historische  Tradition,  Kastengefühl  und  handels- 
politische Überzeugungen    treffen  zusammen,    um  Kon- 


—      19      — 

servative  und  Agrarier  gegen  die  Vereinigung  mit 
Österreich  feindlich  zu  stimmen;  um  so  mehr  als  ein 
spezielles  Handelsübereinkommen  mit  Ungarn,  ihrem 
hauptsächlichen  agrarischen  Rivalen,  wahrscheinlich 
daraus  folgen  würde. 

Vorläufig  ist  die  Tendenz  der  Ereignisse  in  Öster- 
reich kaum  geeignet,  ihren  Enthusiasmus  zu  erhöhen. 
Die  große  Reform  des  letzten  Jahres  hat  das  alte 
Kurialsystem  mit  all  seinen  Kompromissen  und  Ano- 
malien hinweggefegt,  allgemeines  Wahlrecht  an  seine 
Stelle  gesetzt  und  auf  diese  Weise  die  österreichi- 
sche Kammer  zu  einer  der  demokratischesten  des 
ganzen  Kontinents  gemacht.  Halb  von  unten  kommend 
durch  eine  spontane  Massenbewegung,  halb  von  oben 
durch  die  direkte  und  offene  Befürwortung  des  Mon- 
archen, sollte  es  die  Bande  der  Liebe  zwischen  Dynastie 
und  Volk  festigen  und  das  Haus  Habsburg  mehr  denn 
je  „breit -basieren  auf  seines  Volkes  Willen".  Es  ist 
ein  wirklicher  Versuch,  die  Rassenreibungen  auf  ein 
Minimum  zu  reduzieren  und  so  die  Parteigegensätze 
von  Rassen-  auf  politische  und  soziale  Fragen  zu  lenken. 
Überdies  wurde  die  Reform  durchgeführt  durch  ein 
Ministerium,  das  zum  ersten  Male  in  den  letzten  Jahren 
eine  parlamentarische  Majorität  hinter  sich  hatte;  und 
die  Unterstützung,  die  Baron  Beck  so  reichlich  und 
vom  ganzen  Lande  in  der  Ausgleichskrisis  erhielt,  ist 
ein  gutes  Omen  für  die  Zukunft.  Wenn  nun,  wie  zu 
hoffen   ist,    Dynastie    und   parlamentarische    Regierung 


—      20      — 

durch  den  Wechsel  gekräftigt  sind,  so  haben  die  zer- 
setzenden Tendenzen  einen  Schlag  erhalten  und  eine 
etwaige  Versuchung  für  deutsche  Staatsmänner,  aus  dem- 
selben Vorteile  zu  ziehen,  wird  erheblich  vermindert 
sein.  Denn  der  politische  Effekt  einer  solchen  Gebiets- 
vermehrung dürfte  der  sein,  eben  jene  Parteien  im 
Reichstag  zu  stärken,  auf  welche  Berlin  mit  dem  größten 
Mißtrauen  blickt.  Das  Zentrum  würde  den  Anhang  der 
deutschen  Klerikalen,  des  Polenklubs  und  mindestens 
eines  Teiles  der  Tschechen  gewinnen;  die  Fortschritts- 
partei und  die  Deutschnationalen  würden  die  Parteien 
der  Linken  vergrößern  und  die  Sozialdemokraten  er- 
hielten Verstärkungen  durch  ihre  österreichischen  Kol- 
legen, welche,  da  sie  weniger  extrem  und  weniger 
doktrinär  sind  als  die  Sozialdemokraten  der  Schule 
Bebel,  naturgemäß  das  nötige  Glied  für  jenes  Zusam- 
menarbeiten von  Proletariat  und  Bourgeoisie  abgeben 
würden,  das  Dr.  Barth  so  lange  vergeblich  befürwortet 
hat.  All  dies  könnte  eine  neue  Ära  kontinentaler  Demo- 
kratie begründen,  aber  eben  deshalb  dürfte  es  bei  den 
heute  Preußen  beherrschenden  Klassen  wenig  Anklang 
finden. 

Alles  dies  zeigt,  daß  eine  Expansionspolitik  weit 
ernsteren  Bedenken  begegnet,  als  die  Alldeutschen  in 
ihrem  Fanatismus  zugeben  wollen.  Wie  Bismarck 
sagt:  „Deutsch-Ostreich  könnten  wir  weder  ganz  noch 
teilweise  brauchen,  eine  Stärkung  des  preußischen  Staates 
durch    Erwerbung    von   Provinzen,    wie    Üstreichisch- 
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Schlesien  und  Stücken  von  Böhmen,  nicht  gewinnen, 
eine  Verschmelzung  des  deutschen  Ostreichs  mit  Preußen 
würde  nicht  erfolgen,  Wien  als  ein  Zubehör  von  Berlin 
aus  nicht  zu  regieren  sein." 

Dies  ist  heute  ebenso  wahr  wie  zur  Zeit,  als  der 
Begründer  des  modernen  Deutschland  seine  „Erinne- 
rungen" schrieb.  Es  wäre  absurd,  zu  behaupten,  daß 
seine  Nachfolger  sich  als  würdig  der  Traditionen  der 
Bismarckschen  Ära  erwiesen  hätten;  aber  es  ist 
schwer  zu  glauben,  daß  sie  so  rasch  den  Bau  gefährden 
werden,  den  sie  seinen  glorreichen  Bemühungen  ver- 
danken. 


II.  Kapitel. 

Rußland  und  Österreieh-Ungarn. 

Es  wurde  deutlich  gezeigt,  daß  keine  Macht  mehr 
daran  interessiert  ist,  die  Habsburgsche  Monarchie  stark 
und  unabhängig  zu  erhalten,  als  Deutschland  und  daß 
eine  Politik  pangermanischer  Ausdehnung  nach  Süden, 
weit  entfernt  davon,  das  Deutsche  Reich  zu  kräftigen, 
es  vielmehr  neuen  Gefahren  der  ernstesten  Art  aussetzen 
würde.  Ich  möchte  nun  die  Haltung  Rußlands  zur  gleichen 
Frage  besprechen  und  die  Gefahren,  welche  die  Doppel- 
monarchie von  Deutschland  sowie  von  Rußland  be- 
drohen dürften,  einander  gegenüberstellen.  Dies  geht 
nicht,  ohne  auf  eine  Kontroverse  der  letzten  Zeit  hin- 
zuweisen; denn  die  Hohenloheschen  Memoiren  haben 
eine  Menge  von  Streitfragen  über  die  Beziehungen  der 
drei  Reiche  hervorgerufen.  Es  wurde  wohl  ein  Versuch 
gemacht,  Bismarck  der  Illoyalität  gegen  seinen  Ver- 
bündeten zu  überführen;  doch  einen  Beweis  für  eine 
solche  Anschauung  kann  ich  nicht  finden.  Beschränken 
wir  uns  auf  ein  einziges  Zitat  aus  den  Memoiren 
Hohenlohes;    wir   finden    einen    Bericht    über   dessen 
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Gespräch  mit  Bismarck  im  März  1890  über  die  Mög- 
lichkeit eines  Krieges  mit  Rußland  (Band  2,  S.  461,  der 
Memoiren).  Bismarck  ist  überzeugt,  daß  es  keinen 
Krieg  geben  werde  und  fügt  hinzu:  .,Wir  würden  nur 
dann  gezwungen  sein,  loszuschlagen,  wenn  der  Bestand 
der  österreichischen  Monarchie  gefährdet  wäre.''  Dies 
ist  bloß  einer  aus  der  langen  Reihe  von  Beweisen, 
daß  die  Bismarck  sehe  Politik  seit  1866  wesentlich 
austrophil  war;  nach  Bismarcks  eigenen  Worten  ist 
der  Fortbestand  Österreichs  als  Großmacht  ebenso 
notwendig  für  Deutschland  als  jener  Frankreichs  für 
Rußland. 

Unsere  Untersuchung  hat  eine  Doppelfrage  zu 
lösen:  Hat  Rußland  ein  gleich  starkes  Interesse  an  der 
Erhaltung  Österreich-Ungarns  und  hat  sein  Benehmen 
in  der  Vergangenheit  seinen  Wunsch,  es  zu  erhalten, 
irgendwie  bewiesen?  In  erster  Linie  müssen  wir  das 
klassische  Beispiel  der  russischen  Intervention  im  Jahre 
1849  heranziehen,  welche  es  dem  jungen  Erben  Habsburgs 
ermöglichte,  Ungarn  zu  unterwerfen.  Die  Handlung  Niko- 
laus I.  war  stark  von  persönlichen  Motiven  beeinflußt 
und  seine  Armeen  wurden  nicht  so  sehr  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  als  den  wankenden 
Prinzipien  des  Absolutismus  und  des  göttlichen  Rechtes 
zu  Hilfe  gesandt.  Lange  vor  der  Regierung  Nikolaus  I. 
hatten  jedoch  Rußlands  Agenten  ihren  Weg  über  die 
Karpathen  gefunden,  unter  den  Ruthenen  und  Slowaken 
Ungarns  intriguiert  und  russophile  Gefühle    unter    den 
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serbischen  Einwanderern  des  Temeser  Banates  ent- 
zündet. Bis  zum  Ende  des  17.  Jahrhunderts  hatten  die 
unterdrückten  Glieder  der  griechischen  Kirche  mehr 
auf  die  Hilfe  der  Türken  als  der  Russen  gerechnet. 
Aber  seit  der  Regierung  Peters  des  Großen  nahm  der 
Anspruch  der  Zaren,  Nachfolger  der  oströmischen  Kaiser 
und  Vorkämpfer  des  orthodoxen  Glaubens  zu  sein,  be- 
stimmtere Formen  an.  Der  leitende  Gedanke  des  modernen 
Panslavismus  —  Rußland  als  Oberherr  der  ganzen  sla- 
wischen Rasse  —  ist  das  logische  Resultat  dieses  An- 
spruches. Merkwürdigerweise  war  es  der  viel  berufene 
Franz  Räköczy,  heute  das  Idol  der  magyarischen 
Chauvinisten,  der  als  erster  dem  Zaren  eine  Pforte  für 
Intriguen  innerhalb  des  habsburgischen  Gebietes  öffnete, 
der  zuerst  die  Ruthenen  lehrte,  nach  Rußland  zu  blicken 
und  der  in  den  Artikeln  seiner  Alliance  mit  Peter  ver- 
sprach, „sein  Bestes  zu  tun,  die  Serben  zu  veranlassen, 
des  Kaisers  Partei  zu  verlassen".  Im  18.  Jahrhundert 
ereigneten  sich  kleine  Aufstände  unter  den  Serben  Süd- 
ungarns und  mehrere  Tausende  wanderten  nach  Ruß- 
land aus,  während  serbische  Studenten  ihren  Weg  nach 
russischen  Universitäten  zu  finden  begannen.  Die  Zarin 
Elisabeth  erbaute  eine  Kirche  für  die  Rumänen  Kron- 
stadts und  lud  die  unterdrückten  orthodoxen  Gemeinden 
der  Großwardeiner  Diözese  nach  Rußland  ein.  Katha- 
rina II.  tat  noch  mehr,  um  slawisches  Gefühl  jenseits 
der  Grenzen  zu  stärken.  1774  sandte  sie  einen  russischen 
Oberst  nach  Tökay,  um  den  Ankauf  von  Wein  für  den 
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kaiserlichen  Hof  zu  besorgen  und  hier  blieb  die  Agentie 
durch  fast  30  Jahre,  wobei  selbstverständlich  ihre  Be- 
mühungen sich  nicht  bloß  auf  die  Besichtigung  von 
Weingärten  beschränkten.  1821  machte  Alexander  I. 
in  Bartfeld  an  der  nordungarischen  Grenze  einen  Be- 
such und  teilte  in  den  ruthenischen  Gemeinden  Ge- 
schenke aus;  obwohl  dies  wenig  oder  keine  Wirkung 
hatte,  wurden  seine  Motive  sichtbar,  als  7  Jahre  später 
Waffendepots  bei  einigen  ruthenischen  Priestern  ent- 
deckt wurden.  Die  russische  Regierung  rächte  sich  für 
die  offene  Sympathie  der  Magyaren  mit  den  polnischen 
Insurgenten,  indem  sie  ihre  Agenten  aussandte,  um  Un- 
ruhen unter  der  slawischen  Bauernschaft  der  Grenz- 
komitate  anzuzetteln. 

Kurz,  Intrigue  in  Österreich-Ungarn  gehört  zu  den 
festen  Traditionen  russischer  Politik,  welche  das  dop- 
pelte Ziel  verfolgt,  Österreich  einzuschüchtern  und  die 
russische  Herrschaft  auszudehnen.  Der  Mißerfolg,  der 
bisher  diese  Politik  begleitete,  ist  der  noch  immer 
schlummernden  Hoffnung  zuzuschreiben,  daß  die  öster- 
reichische Regierung  slawische  Forderungen  gegen  die 
Magyaren  verwirklichen  werde.  Die  große  Gefahr  der 
unmittelbaren  Zukunft  liegt  in  dem  Groll,  welcher  in 
den  nichtmagyarischen  Rassen  Ungarns  durch  ihre  po- 
litische Ohnmacht  und  durch  die  hochmütige  Art  ihrer 
magyarischen  Beherrscher  erzeugt  wurde,  ein  Groll, 
der  im  Falle  auswärtiger  Verwicklungen  höchst  beun- 
ruhigende Folgen  haben  könnte.  Das  beste  Sicherheits- 
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ventil  für  diese  Gefühle  ist  zweifellos  das  allgemeine 
Wahlrecht;  aber  die  Furcht  ist  begründet,  daß  die  ver- 
sprochene Wahlreform  so  ausgeklügelt  wird,  daß  sie 
den  Magyaren  ihre  gegenwärtige  unbillige  Vorherrschaft 
sichern  wird;  und  in  diesem  Falle  würde  selbstver- 
ständlich die  Unzufriedenheit  bleiben.  So  lange  Rußland 
durch  inneren  Zwist  geschwächt  bleibt,  mag  Ungarn 
ungestraft  seinen  Streit  mit  Österreich  fortsetzen.  Aber 
wenn  es  dies  tut,  ohne  zugleich  seine  unterjochten  Rassen 
zu  versöhnen,  bringt  es  sich  mit  Willen  in  eine  äußerst 
gefährliche  Lage.  Rußland  kann  ebenso  rasch  wieder  auf- 
leben, wie  einst  das  revolutionäre  Frankreich;  ein  militäri- 
scher Diktator  kann  in  einem  Eroberungskriege  eine  Ab- 
lenkung für  häusliche  Unzufriedenheit  suchen  oder  eine 
revolutionäre  Regierung  kann  durch  Gewährung  von 
Autonomie  und  Gleichberechtigung  an  die  unterdrückten 
Rassen  einen  solchen  Enthusiasmus  in  der  ganzen  sla- 
wischen Welt  erzeugen,  daß  das  Ideal  einer  panslawisti- 
schen  Föderation  in  den  Bereich  praktischer  Politik  er- 
hoben wird.  Der  dem  Panslawismus  zugrunde  liegende 
Gedanke  ist  viel  älter  als  sein  Name  und  manche  Be- 
weise seiner  Existenz  unter  Peter  dem  Großen  und 
Katharina  IL  ließen  sich  erbringen.  Aber  erst  unter 
Nikolaus  I.  und  seinen  Nachfolgern  wurde  er  ein 
realer  Faktor  in  der  europäischen  Politik.  Katkoff 
proklamierte  die  neue  Ära  beim  Slawenkongreß  zu 
Moskau  1867  und  ein  glänzender  Vertreter  seiner  An- 
sprüche erstand  in  General  Rostislaw  Fadejew,  dessen 
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gesundes  Urteil  so  oft  durch  spätere  Ereignisse  erwie- 
sen wurde.  Dieser  wohlbekannte  panslawistische  Schrift- 
steller war  der  Ansicht,  daß  Rußlands  Rettung  nur  im 
Zusammenbruch  von  Österreich  liege,  auf  diese  Weise 
Bismarcks  Ansicht  bestätigend,  daß  Rußlands  Weg  nach 
Konstantinopel  über  Wien  führe.  Und  was  1871  wahr 
gewesen,  ist  es  noch  heute:  „Die  orientalische  Frage 
kann  nur  in  Wien  gelöst  werden."  Tatsächlich  sind  die 
Russen  entweder  die  Vorkämpfer  des  Slawismus  und 
seiner  Zukunft  oder  aber  Turanier  —  nicht  wirkliche 
Mitglieder  der  europäischen  Gemeinschaft.  Zwischen 
diesen  Möglichkeiten  gibt  es  keinen  Mittelweg,  daher 
mag  es  früher  oder  später  heißen :  „Entweder  breitet 
Rußland  seine  Macht  bis  zum  Adriatischen  Meere  aus, 
oder  tritt  von  neuem  hinter  den  Dnieper  zurück."  Dies 
ist  nur  eine  extreme  Art,  die  Wahrheit  auszudrücken, 
daß  von  Rußlands  Gebrauch  oder  Mißbrauch  der  Rassen- 
verwandtschaften die  Möglichkeit  seiner  Ausdehnung 
nach  Westen  oder  Südwesten  abhängt.  In  jeder  solchen 
Bewegung  hat  es  offenbar  zwei  Werkzeuge  handbereit: 
das  Programm  der  tschechischen  Chauvinisten,  welche 
die  Selbständigkeit  Böhmens  und  die  Ausrottung  des 
deutschen  Elementes  dortselbst  anstreben,  und  die  Ver- 
wandtschaft der  unglücklichen  Ruthenen,  welche  das 
Opfer  polnischen  und  magyarischen  Fanatismus  sind. 
Die  Art,  wie  der  neue  österreichische  Reformgesetz- 
entwurf in  Galizien  verwässert  wurde,  um  dem  Ge- 
schmacke  der  polnischen  Elemente  zu  entsprechen,  hat 
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heftige  Unzufriedenheit  unter  den  Ruthenen  jenes  Kron- 
landes erzeugt  und  es  besteht  die  Gefahr,  daß  ihre  un- 
gerechte Behandlung  sie  für  die  Annäherungsversuche 
des  Panslawismus  empfänglicher  macht.  Gleichzeitig  er- 
zeugen die  Bestrebungen  der  Magyaren,  die  Slowaken 
und  Ruthenen  Nordungarns  mittels  der  Kirche  zu  ma- 
gyarisieren,  unheilvolle  Wirkungen  auch  für  die  poli- 
tische Situation.  1903  verließen  mehrere  hundert  Ruthenen 
die  griechisch-katholische  Kirche,  weil  ihnen  ein  magya- 
risch sprechender  Priester  aufgedrängt  wurde  und 
schlössen  sich  der  orthodoxen  Kirche  an.  Ein  Monstre- 
prozeß  in  Marmaros-Sziget  war  die  Folge,  in  welchem 
die  Führer  der  Bewegung  zu  Gefängnisstrafen  von  7 
bis  14  Monaten  verurteilt  wurden  wegen  „Aufreizung 
gegen  eine  Konfession"  und  „gegen  die  ungarische  Nation". 
Dies  Ereignis  hat  argen  Groll  gegen  die  Magyaren  unter 
den  unwissenden  Bauern  Nordungarns  erzeugt,  welche 
allmählich  dazu  gelangen,  Rußland  als  ihre  letzte  Hilfe 
im  Kampfe  um  ihre  Sprache  und  ihr  Volkstum  zu  be- 
trachten. Dieselbe  verhängnisvolle  Politik  der  Magyari- 
sierung  wird  unter  den  Slowaken  verfolgt  und  erst  im 
vorigen  November  entsetzte  der  Bischof  von  Zips  einen 
Priester  seines  Amtes  wegen  „panslawistischer  Agitation", 
mit  dem  Ergebnis,  daß  dessen  Pfarrkinder  gelobten,  die 
Kirche  zu  boykottieren,  bis  er  ihnen  wiedergegeben 
würde,  während  —  nebenbei  bemerkt  —  einige  drohten, 
zum  Protestantismus  überzutreten.  Kirchenboykott  scheint 
sich  unter  den  Slowaken  auszubreiten;    ein  Vorfall  viel 
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größeren  Stils  ereignete  sich  letzten  Sommer  in  der 
kleinen  Stadt  Rozsahegy,  wo  ein  wohlbekannter  slowa- 
kischer Priester,  Andreas  Hlinka,  vom  Bischof  abge- 
setzt wurde,  weil  er  den  slowakischen  Kandidaten  bei 
der  Parlamentswahl  unterstützte.  Er  wurde  dann  ver- 
haftet und  (nach  Zurückhaltung  im  Gefängnis  über  die 
gesetzliche  Zeit  hinaus)  wegen  „panslawistischer  Agi- 
tation" zu  zwei  Jahren  Gefängnis  und  einer  Geldstrafe 
von  1500  K  verurteilt. 

Freilich  besteht  bei  den  Slowaken  nicht  die  gleiche 
Gefahr  wie  bei  den  Ruthenen,  daß  sie  zur  orthodoxen 
Kirche  übertreten  (wegen  des  Luthertums  unter  ihnen). 
Aber  die  unerträglichen  Leiden  der  Slowaken  bilden 
eine  Gelegenheit  zur  Intrigue  für  ihre  slawischen  Brüder 
jenseits  der  Grenze.  So  lange  eine  große  russische  Re- 
naissance in  naher  Zukunft  auch  nur  möglich  ist,  be- 
deutet die  Politik,  welche  für  solche  Ungerechtigkeit 
und  Unzufriedenheit  in  den  Karpathen  verantwortlich 
ist,  fast  Wahnsinn.  Freilich  besitzt  die  habsburgische 
Monarchie  an  Polen  etwas,  was  man  früher  ihren  Blitz- 
ableiter für  die  orientalische  Frage  zu  nennen  pflegte, 
mit  anderen  Worten,  Österreich  konnte  in  früheren 
Tagen  immer  Rußlands  Vordringen  gegen  Süden  Ein- 
halt gebieten,  indem  es  in  seiner  Flanke  in  Warschau  Un- 
zufriedenheit erregte.  Sollte  aber  Rußland  seinen  unter- 
jochten Völkern  Freiheit  gewähren  und  sich  an  die 
Spitze  einer  großen  slawischen  Bewegung  stellen  (dies 
ist,    so  unwahrscheinlich  es  klingen  mag,    ein  Ereignis, 
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das  die  Zukunft  für  uns  aufbewahrt  haben  mag),  dann 
würde  Österreich-Ungarn  dieses  Schutzes  beraubt  sein 
und  sich  in  einem  Zustande  großer  Gefahr  befinden. 
Da  die  Hoffnung  auf  ein  unabhängiges  Polen  von  Jahr 
zu  Jahr  schwächer  wird,  kommt  die  lang  aufgeschobene 
Verständigung  mit  Rußland  merklich  näher,  auf  Grund- 
lage nationaler  Autonomie,  und  ein  versöhntes  Polen 
würde  ein  Magnet  werden,  der  Galizien  unwiderstehlich 
an  sich  zöge.  Die  Erhebung  Rumäniens  und  Bulgariens 
hat  Rußland  gelehrt,  daß  Konstantinopel  nur  an  der 
mittleren  Donau  gewonnen  werden  kann  und  daß  die 
Freundschaft  der  Polen  der  halbe  Sieg  im  Streit  mit 
Österreich  wäre.  Nach  dem  Verluste  Galiziens  käme 
Ungarn  an  die  Reihe  und  was  sind  7  bis  8  Millionen 
Magyaren  inmitten  des  slawischen  Ozeans? 

Zudem  ist  Rußland  nicht  ohne  Anhänger  unter  den 
Südslawen.  König  Peter  auf  seinem  unsicheren  Throne 
ist  sogar  von  russischer  Unterstützung  abhängiger  als 
sein  Vorgänger,  und  die  Reserve,  mit  welcher  Peters- 
burg seinen  Annäherungsversuchen  entgegenzukommen 
scheint,  ist  mehr  scheinbar  als  wirklich.  Die  jetzt  am 
Ruder  befindlichen  serbischen  Radikalen  haben  ein 
starkes  Vorurteil  gegen  Österreich,  welches  sich  in  der 
versuchten  Zollunion  mit  Bulgarien,  dem  Zollkrieg  mit 
Österreich-Ungarn  und  in  aktiven  Intriguen  unter  den 
bosnischen  Serben  gezeigt  hat.  Die  serbo-magyarische 
Entente  des  letzten  Sommers  war  auf  jeden  Fall  von 
serbischer  Seite  ein  Schachzug  in  den  Feindseligkeiten 
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gegen  Wien  und  schwächte  sich  mit  bemerkenswerter 
Schnelligkeit  ab.  Der  serbische  Stamm  sowohl  im  König- 
reiche als  in  Dalmatien  und  in  den  okkupierten  Pro- 
vinzen, sowie  in  Ungarn  betrachtet  Rußland  als  seinen 
natürlichen  Vorkämpfer  und  kann  sich  daher  bei  seiner 
gegenwärtigen  chauvinistischen  Stimmung  von  den 
Magyaren  nicht  angezogen  fühlen.  Die  größte  Hoffnung 
der  letzteren  und  Österreichs  liegt  in  dem  scharfen  Gegen- 
satz zwischen  Serben  und  Kroaten,  welcher,  obwohl  er 
in  den  letzten  Jahren  abgeschwächt  wurde,  früher  oder 
später  ausbrechen  muß.  Selbst  das  engste  Stammesband 
ist  nicht  imstande,  den  religiösen  Unterschied  zu  über- 
brücken, welcher  je  mehr  man  nach  Osten  rückt,  um  so 
mehr  das  Merkmal  der  Nationalität  wird.  Wie  die  Ser- 
ben nach  Konstantinopel  und  Moskau  blicken,  so  be- 
ziehen die  Kroaten  ihre  Kultur  von  Rom  und  Paris; 
die  Träumer,  welche  auf  die  Wiederherstellung  von 
Zvonimirs  Königreich  und  jene,  welche  auf  Stephan 
Dusans  Kaisertum  hinzielen,  schließen  sich  wechsel- 
seitig aus  und  lassen  sich  miteinander  nicht  versöhnen. 
Die  wahre  Politik  Österreich-Ungarns  liegt  darin, 
Rußland  durch  eine  endgültige  Lösung  der  Nationalitäten- 
frage zuvorzukommen.  Dies  kann  in  Österreich  nur 
durch  Gewährung  provinzieller  Autonomie  erreicht 
werden  —  mit  anderen  Worten,  durch  ein  Kompromiß 
mit  den  Trägern  des  Föderalismus  auf  Basis  des 
„Oktoberdiploms  vom  Jahre  1860":  in  Ungarn  durch 
Gewährung  eines  gewissen  Maßes  von  Selbstverwaltung 
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an  die  verschiedenen  Rassen,  welche  das  Zentralparla- 
ment unberührt  lassen  und  die  bestehende  munizipale 
und  Komitatsautonomie  zur  Grundlage  nehmen  müßte. 
Die  Notwendigkeit  derartiger  Konzessionen  liegt  in 
Österreich  schon  lange  zutage  und  wird  den  wider- 
willigen Magyaren  durch  die  Umstände  täglich  auf- 
gedrängt. Österreich-Ungarn  wurde  mit  einer  geladenen 
Kanone  verglichen,  welche  durch  Jahrhunderte  nicht 
loszugehen  braucht,  so  lange  der  Funke  des  Rassen- 
gegensatzes nicht  hinein  fällt;  aber  die  Lehre  von  1849 
zeigt,  daß  Rußland  am  meisten  durch  die  Explosion 
zu  gewinnen  hat,  und  wenn  sich  die  Gelegenheit  wieder 
ergeben  sollte,  wird  sich  kein  Nachahmer  für  die  einzig 
dastehende  Selbstverleugnung  Nikolaus  I.  finden,  da 
er  die  Geschicke  der  Habsburgischen  Monarchie  in 
seiner  Hand  hielt. 

Die  Berufung  Baron  A  ehr  enth  a  1  s  auf  den  Ball- 
platz ist  eine  vortreffliche  Anwendung  der  Maxime 
Friedrich  des  Großen  :  „Mache  einen  Bundesgenossen 
aus  deinem  gefährlichsten  Nachbarn."  Der  neue  Minister 
besitzt  eine  unerreichte  Kenntnis  russischer  Verhältnisse 
und  nahm  einen  bedeutenden  Anteil  an  der  Vereinbarung 
von  Mürzsteg  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Rußland. 
Niemand  ist  daher  geeigneter,  die  Beziehungen  beider 
Reiche  zu  glätten  und  sein  Land  über  die  beste  Art 
zu  beraten,  wie  den  Versuchungen  zu  begegnen  sei, 
welche  die  Rassenkämpfe  in  der  Doppelmonarchie  für  ein 
wiedergeborenes  Rußland  bilden  können.  Was  Fadejew 


—      33      — 

vor  30  Jahren  sah,  sollte  heute  allen  sichtbar  sein: 
daß  eine  anglo-österreichisch-deutsche  Allianz  weit 
gefährlicher  für  Rußland  wäre  als  eine  Allianz  der 
Westmächte.  Aber  so  lange  andere  Erwägungen  dies 
erschweren,  muß  die  Doppelmonarchie  Garantien  für 
ihre  Integrität  in  der  Beilegung  des  Nationalitäten- 
streites suchen,  sowie  in  einem  Übereinkommen  mit 
Rußland,  ähnlich  dem,  durch  welches  Bismarck  einst 
den  Dreibund  ergänzte. 

Das  Bedürfnis  nach  einem  starken  Bollwerk  gegen 
den  türkischen  Anprall  war  die  Rechtfertigung  des 
Entstehens  und  der  Ausbreitung  Österreichs ;  und  so 
bildet  heute  das  Bedürfnis  nach  einer  kräftigen  Barriere 
gegen  den  slawischen  Anfall  die  beste  Rechtfertigung 
für  Österreich-Ungarns  Fortdauer. 


Viator,  Die  Zukunft  Österreich-Ungarns 


III.  Kapitel. 

Italien  und  Österreich-Ungarn. 

Die  jüngsten  Erklärungen  Baron  Aehrenthals 
in  der  österreichischen  Delegation  und  Tittonis  im 
italienischen  Parlament  können  als  Wendepunkt  in  den 
Beziehungen  der  beiden  von  ihnen  vertretenen  Länder 
betrachtet  werden.  Der  Nachfolger  des  Grafen  Golu- 
chowski  hat,  während  er  mit  Nachdruck  die  Kontinuität 
der  österreichisch  -  ungarischen  Politik  betonte,  einen 
neuen  Geist  der  Versöhnung  durchblicken  lassen,  in 
welchem  der  Einfluß  der  gepanzerten  Faust  nicht  mehr 
bemerkbar  ist.  Die  Selbstverleugnung,  welche  die 
beiden  Staatsmänner  nun  definitiv  vor  der  Welt  pro- 
klamierten, tritt  deutlicher  hervor,  wenn  wir  ihre 
Darlegungen  nebeneinanderstellen.  „Wir  haben  unserem 
Freunde  und  Alliierten  erklärt,"  sagt  Baron  Aehren- 
thal,  „daß  wir  über  die  durch  den  Berliner  Vertrag 
fixierte  Rechts-  und  Machtssphäre  nach  keiner  Richtung 
hinaustreten  wollen,  nach  keiner  Richtung,  also  auch 
nach  Albanien  nicht,  und  daß  wir  dieselbe  Zurück- 
haltung   von    Italien    erwarten."     Diese    Versicherung, 
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fügt  er  bei,  wurde  gegeben.  Der  italienische  Minister 
aber  versichert,  daß  Italien  mit  Österreich-Ungarn  über 
die  mazedonische  und  albanische  Frage  völlig  einver- 
standen sei,  und  erklärt,  das  Ergebnis  seiner  Bespre- 
chungen mit  dem  Grafen  Goluchowski  habe  darin 
bestanden,  daß,  „wenn  die  Aufrechterhaltung  des  Status 
quo  nicht  mehr  möglich  sein  würde,  Italien  und  Öster- 
reich-Ungarn gemeinsam  einer  Lösung  näher  treten 
sollten,  welche  in  der  politischen  Autonomie  der  Balkan- 
halbinsel auf  Grund  des  Nationalitätenprinzips  bestehen 
soll  .  .  .  Ich  muß  also  den  Rat  zurückweisen,  der  mir 
gegeben  worden  ist,  Österreich-Ungarn  eine  Länder- 
teilung vorzuschlagen."  So  präzise  und  feste  Erklä- 
rungen haben  zweifellos  eine  arge  Enttäuschung  bei  den 
vielen  hervorgerufen,  welche  im  trüben  Balkanwasser 
skrupellos  fischen  möchten,  Menschen,  deren  Fort- 
kommen von  internationalen  Verwicklungen  abhängt. 
Aber  aus  eben  diesem  Grunde  wird  die  Aussicht  auf 
eine  wirklich  dauerhafte  Entente  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Italien  allen  verantwortlichen  Staatsmännern 
Südeuropas,  und  nicht  nur  diesen,  lebhafte  Befriedigung 
gewähren.  Im  Hinblicke  auf  dieses  "höchst  wünschens- 
werte Ergebnis  scheint  der  Augenblick  gekommen,  die 
Beziehungen  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Italien  zu 
besprechen. 

Diese  beiderseitige  Selbstverleugnung  ist  nichts  an- 
deres als  eine  Anerkennung  des  Gleichgewichtes  der 
Mächte  an  der  Adria  und  in  gewissem  Sinne  ein  Wieder- 
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aufleben  der  Verhältnisse  im  Mittelalter,  als  Ungarn  und 
Venedig  ihre  Einflußsphären  an  der  dalmatinischen  Küste 
besaßen.  Es  ist  die  logische  Folge  der  neuen  durch 
Italiens  Einigung  geschaffenen  Situation,  während  die 
Alternative  ein  Krieg  wäre,  welcher  Bankerott  auf 
beiden  Seiten  mit  sich  brächte.  Die  türkische  Eroberung 
Ungarns  im  16.  Jahrhundert  ließ  Venedig  durch  drei 
Jahrhunderte  ohne  Rivalen  an  der  Adria  und  als  die 
Republik  im  Jahre  1797  fiel,  trat  Österreich  an  ihre 
Stelle  und  herrschte  nach  dem  kurzen  illyrischen 
Zwischenspiele  des  ersten  Napoleon  von  Triest  bis  zur 
Meerenge  von  Otranto.  Tatsächlich  waren  die  ersten 
50  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  für  ganz  Italien  eine 
Periode  österreichischer  Vorherrschaft.  Mit  festem  Fuße 
in  Mailand,  Verona  und  Venedig  und  allmächtig  an 
den  kleinen  Höfen  von  Parma  und  Modena,  hielt  Öster- 
reich die  Habsburgschen  Großherzoge  von  Toskana 
unter  seiner  Aufsicht  und  lenkte  die  Zügel  der  Re- 
gierung in  Neapel  wie  in  Rom.  So  beherrschte  das 
Metternichsche  System  von  1815  bis  1848  die  ganze 
Halbinsel.  Die  große  Revolution  1848  und  1849  erschütterte 
die  Habsburgsche  Herrschaft  in  ihrer  Grundlage  und 
aus  dem  Chaos  erwuchs  an  Stelle  des  stagnierenden 
Despotismus  von  Franz  und  Metternich  der 
gemäßigte  Absolutismus,  der  seinen  Hauptvertreter  in 
Alexander  Bach  fand.  Österreich,  immer  treu  dem 
Doppeladler  in  seinem  Wappen,  setzte  seine  Aus- 
dehnungspläne  an  doppelter  Front  fort  —  gleichzeitig 
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in  Deutschland  und  Italien.  Diese  auf  dem  Konkordat 
und  ultramontaner  Unterstützung  basierende  Politik 
erhielt  ihren  Todesstoß  bei  Solferino  1859.  In  den 
nächsten  sieben  Jahren  widmete  Österreich,  während 
es  sich  mit  konstitutionellen  Experimenten  quälte,  dem 
Kampfe  um  die  Vorherrschaft  in  Deutschland  seine  besten 
Kräfte.  Als  der  Traum  eines  70  Millionenreiches  unter 
Habsburgs  Oberhoheit  durch  Bismarcks  unermüdliche 
Energie  1866  endgiltig  zerstört  war,  überließ  Franz 
Joseph  dem  jungen  Königreiche  Italien  im  selben  Augen- 
blicke Venetien. 

Die  Konsequenzen  der  Einigung  Italiens  für  die 
Lage  an  der  Adria  waren  höchst  bedeutend.  Die  Tage, 
da  sie  als  ein  österreichischer  oder  venetianischer  See 
behandelt  werden  konnte,  waren  vorüber,  und  zum 
ersten  Male  in  der  Geschichte  standen  sich  zwei 
europäische  Mächte  ersten  Ranges  am  schmalen  Meere 
gegenüber.  Von  I7b7  bis  186  6  war  Italien  eine 
„quantite  negligeable"  an  der  Adria  gewesen;  seither 
konnten,  so  wenig  versprechend  dessen  innere  Lage  sein 
mochte,  seine  Wünsche  nicht  länger  unberücksichtigt 
bleiben.  Denn  15  Jahre  nach  Königgrätz  war  Italiens 
Isolierung  sehr  beunruhigend  und  die  von  österreichi- 
scher Seite  drohenden  Gefahren  wurden  durch  die 
ultramontanen  Sympathien  des  Wiener  Hofes  verstärkt. 
Glücklicherweise  legten  die'  finanziellen  Nöte  beiden 
Ländern  die  Haltung  dumpfer  Untätigkeit  auf.  Erst 
das  erneute  Hervortreten  der  orientalischen  Frage  und 


das  wachsende  Mißtrauen,  mit  welchem  Österreich-Ungarn 
Rußlands  Balkanpolitik  während  der  siebziger  Jahre 
betrachtete,  überwog  Habsburgs  Abneigung  gegen  eine 
Allianz  mit  dem  Usurpator  im  Quirinal;  den  Ausschlag 
aber  gaben  wahrscheinlich  die  starken  italienischen 
Sympathien  der  Magyaren,  welche  damals  von  dem  all- 
mächtigen Andrässy  repräsentiert  wurden.  Österreich- 
Ungarn  bedurfte  gesicherten  Friedens  an  seiner  west- 
lichen Grenze,  um  auf  der  Balkanhalbinsel  jene  Aus- 
dehnungspolitik verfolgen  zu  können,  welche  ihm  in 
Italien  und  Deutschland  die  Ereignisse  unmöglich 
gemacht  hatten.  Die  Annahme  eines  europäischen 
Mandates  in  Bosnien  trieb  Österreich-Ungarn,  indem  es 
Rußland  beleidigte,  in  die  Arme  Deutschlands  und  der 
Beitritt  Italiens  zu  dieser  Allianz  wurde  bloß  eine  Frage 
der  Zeit,  die  durch  den  tunesischen  Zwischenfall  end- 
giltig  entschieden  wurde.  Die  Tatsache,  daß  Italien 
sich  keinen  Anteil  an  der  Beute  im  Berliner  Kongreß 
sicherte,  Avar  wahrscheinlich  dem  Mangel  an  Geschick- 
lichkeit seines  Gesandten  zuzuschreiben,  da  anscheinend 
weder  Bismarck  noch  Disraeli  einer  Okkupation 
Albaniens  durch  Italien  abgeneigt  waren.  Jedenfalls 
diente  der  Mißerfolg  dazu,  seine  Isolierung  auffälliger 
zu  machen  und  bereitete  die  öffentliche  Meinung 
Italiens  für  den  Dreibund  vor.  Welche  Resultate  sich 
aus  einer  italienischen  Okkupation  Albaniens  ergeben 
hätten,  ist  unnütz  zu  besprechen ;  denn  mit  jedem 
Jahre,    das  seit  dem  Kongreß  verfloß,    ward  es  äugen- 
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scheinlicher,  daß  die  Neutralität  dieser  Provinz  die 
einzige  sichere  Lösung  des  Balkan-Problems  sei.  Dies 
ist  nun  durch  die  Minister  des  Äußern  der  zwei  ver- 
bündeten Mächte  öffentlich  zugegeben  worden  und  die 
drei  Stationen  des  österreichischen  Vorschreitens  — 
Sarajevo,  Vallona  und  Saloniki  —  können  nicht  länger 
als  Schreckbilder  im  Repertoire  der  serbischen  Presse 
figurieren.  Die  Zukunft  Albaniens  als  besondere 
Individualität  ist  dadurch  gesichert  und  da  viele 
Beobachter  die  Albanesen  als  das  kräftigste  und 
fähigste  aller  Balkanvölker  ansehen,  mag  die  Zeit 
nicht  ferne  sein,  wo  seine  prächtigen  Häfen  die  Tore 
bilden  werden,  durch  welche  Kultur  und  Handel  des 
Westens  in  die  Balkanhalbinsel  eindringen  können. 
Vallona  würde  als  österreichischer  Kriegshafen  die 
ganze  Küste  Italiens  von  Tarent  bis  Venedig  be- 
herrschen, oder  in  den  Händen  Italiens  den  Schlüssel 
für  die  Adria  bilden;  der  es  für  die  Spärlichkeit  der 
Häfen  an  seiner  Ostküste  weit  mehr  als  entschädigen 
würde.  So  lange  die  Neutralität  dieses  Hafens  nicht 
gesichert  war,  strebten  die  Interessen  der  beiden 
Rivalen  jeder  Erlösung  Albaniens  aus  Barbarei  und 
Anarchie  entgegen.  Die  vorhin  zitierten  Erklärungen 
bilden  hoffentlich  ein  Vorspiel  zu  Reformen  in  dieser 
am  meisten  vernachlässigten  Provinz  der  europäischen 
Türkei.  Auch  kann  die  mazedonische  Frage  keinen 
Anlaß  zu  einem  Streite  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
Italien    geben,    wenn    ersteres   nicht    die    Absicht    hat, 
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über  Novibazar  hinauszudringen ;  an  diesem  Schritte  ist 
es  durch  Baron  Aehrenthals  Ablehnung  aller  Aus- 
dehnungspläne gehindert. 

Abgesehen  von  den  orientalischen  Problemen  finden 
wir  die  ergiebigste  Quelle  für  Schwierigkeiten  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Italien  in  der  irredentistischen 
Bewegung,  welche  sonderbarerweise  ihre  Höhe  gerade 
dann  erreichte,  als  Staatsklugheit  den  Dreibund  vor- 
schrieb. Die  Irredentisten  reklamierten  auf  dem  Höhe- 
punkte ihrer  Ansprüche  Süd-Tirol,  Triest  und  die  ganze 
istrische  und  dalmatinische  Küste,  als  von  Rechts  wegen 
zum  geeinigten  Königreiche  Italien  gehörig.  Aber  das 
19.  Jahrhundert  ist  an  der  östlichen  Küste  der  Adria 
durch  ein  fortschreitendes  Zurückweichen  der  italieni- 
schen Bevölkerung  gegenüber  der  andringenden  Flut 
slawischer  Renaissance  gekennzeichnet.  Ragusa,  in  den 
Tagen  seiner  Unabhängigkeit  italianisiert,  wenn  nicht 
ganz  italienisch,  ist  nun  seit  langem  eine  Stätte  slawischer 
Kultur  geworden.  Serbokroatisch  wurde  die  offizielle 
Sprache  Dalmatiens  und  wird  schon  1890  von  96  Pro- 
zent der  Bevölkerung  gesprochen.  Bloß  Zara  und 
Fiume  verteidigen  sich  verzweifelt  gegen  das  Eindringen 
kroatischen  und  magyarischen  Chauvinismus  sowie 
gegen  den  „Drang  nach  Osten"  des  deutschen  Handels. 
In  den  ganzen  Küstengebieten  von  den  Vorstädten 
Triests  an  bis  Cattaro  leben  jetzt  wenig  mehr  als  150.000 
Italiener.  So  haben  selbst  die  wildesten  Irredentisten 
die  Hoffnungslosigkeit  erkannt,  Provinzen,  in  denen  das 
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italienische  Element  in  der  Minorität  von  eins  zu  sieben 
ist,  zu  reklamieren  und  beschränken  ihre  Aspiration 
auf  Triest,  sein  Litorale  und  auf  das  Trentino.  Im 
ersteren  Falle  diktiert  mehr  das  Gefühl  als  das  In- 
teresse die  Haltung  der  Triestiner  Bevölkerung.  Seit 
1382  ist  die  Stadt  ein  Teil  des  Habsburgschen  Besitzes 
und  verdankt  alles  Gedeihen,  dessen  es  sich  in  der 
Vergangenheit  erfreute,  nur  seiner  Stellung  als  Tor 
des  österreichischen  Hinterlandes.  Nun,  da  Österreich 
ein  Industrieland  wird  und  das  Bindeglied  zwischen 
den  Industrien  Deutschlands  und  des  Mittelmeeres 
bildet,  ist  Triest  dem  Kaiserstaate  notwendiger  denn  je 
und  wird  einen  immer  wachsenden  Vorteil  aus  diesem 
Verbände  ernten.  Die  neuen  Hafenanlagen,  welche  im 
Reichsrat  so  viel  diskutiert  wurden,  beweisen  die 
Wahrheit  beider  Behauptungen.  Im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert trachtete  Venedig,  Triest  wiederzuerlangen 
als  ein  Mittel,  Habsburgs  Entwicklung  zu  hemmen  und 
sein  Erfolg  hätte  den  kommerziellen  Ruin  der  Stadt 
bedeutet.  Ebenso  würde  die  Verbindung  Triests  mit 
Italien  seine  Abdankung  zugunsten  Venedigs  bedeuten, 
dessen  Stellung  jetzt  durch  die  Eröffnung  des  Simplon- 
tunnels  gekräftigt  ist.  So  lange  die  beiden  Städte  die 
Eingangshäfen  für  die  Lombardei  und  Österreich  sind, 
können  beide  reiche  und  entwicklungsfähige  Seehäfen 
bilden.  Die  Einfügung  beider  in  dasselbe  Staatssystem 
müßte  dem  einen  oder  anderen  verhängnisvoll  werden 
(wie  die  Geschichte  Venedigs  von  1800  bis  1866  deutlich 
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zeigt)  und  diesmal  würde  der  Sieg  nicht  auf  Seite 
Triests  sein.  Die  ständige  Gefahr  für  den  europäischen 
Frieden,  die  den  Ausschluß  Österreichs  von  seinem 
einzigen  guten  Seehafen  hervorrufen  würde,  bedarf 
keiner  näheren  Begründung.  Daher  mag  das  Municipio 
von  Triest,  dessen  Telegramm  beim  Tode  Humberts 
solche  Sensation  hervorrief,  fortfahren,  zugunsten  des 
Königs  von  Italien  zu  demonstrieren;  aber  der  Selbst- 
erhaltungstrieb wird  die  Triestiner  davor  zurückhalten, 
ihre  Theorien  je  in  die  Praxis  zu  übertragen. 

Der  irredentistische  Anspruch  auf  das  Trentino  ist 
viel  fester  fundiert,  weil  die  Italiener  Tirols  eine  kom- 
pakte Masse  von  370.000  Menschen  bilden  und  weil  über- 
dies die  Stammesgrenze  mit  der  geographischen  und 
strategischen  Grenze  zusammenfällt.  Aber  die  größte 
Schuld  an  den  Reibungen  trägt  der  Rassenfanatismus, 
welcher  unter  der  italienischen  Bevölkerung  durch  die 
Tätigkeit  des  deutschen  Schulvereines  und  anderer 
Werkzeuge  der  Germanisierung  angefacht  wurde.  Die 
unpolitische  Haltung  der  österreichischen  Regierung 
machte  die  Sache  schlechter  und  die  bedauernswerten 
Innsbrucker  Zwischenfälle  von  1903  trugen  mehr  als 
irgendein  äußeres  Ereignis  dazu  bei,  den  Dreibund  zu 
lockern;  sie  ebneten  den  Weg  zum  Besuche  Loubets 
in  Rom.  Die  Wiener  Regierung  hat  glücklicherweise  in 
den  letzten  drei  Jahren  den  Italienern  in  Österreich 
weit  mehr  Rücksicht  gezollt  und  die  zu  gewärtigende 
Anerkennung  italienischer  Universitätsdiplome  wird  ein 


—     43      — 

gut  Stück  dazu  beitragen,  ihre  gekränkten  Gefühle  zu 
besänftigen,  selbst  wenn  keine  Universität  in  Triest 
gegründet  wird.  Unter  dem  neuen  Parlament  des  allge- 
meinen Wahlrechtes  wird,  wie  zu  hoffen  steht,  alldeutscher 
Chauvinismus  niemals  dieselbe  Ausdehnung  erlangen, 
wie  in  den  bösen  Tagen  des  Ministeriums  Badeni. 

Vor  25  Jahren  schrieb  Baron  Sonnin o  folgendes: 
„Der  Besitz  Triests  ist  unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  für 
diese  von  höchster  Wichtigkeit;  sie  würde  eher  bis 
zum  Tode  kämpfen,  als  es  abtreten.  Außerdem  ist  es 
der  günstigst  gelegene  Hafen  für  den  ganzen  deutschen 
Handel.  Seine  Bevölkerung  ist  gemischt  gleich  jener, 
welche  an  unsere  östliche  Grenze  anstößt;  Triest  als 
ein  Recht  zu  beanspruchen,  wäre  eine  Überteibung  des 
Nationalitätenprinzips.  Das  Trentino  hingegen  ist  zwei- 
fellos italienischer  Boden  und  würde  unser  Defensiv- 
system vervollständigen,  ohne  für  Österreich  die  Wich- 
tigkeit Triests  zu  haben.  Aber  unsere  Interessen  am 
Trentino  sind  zu  geringfügige  im  Vergleich  mit  dem, 
was  uns  eine  aufrichtige  Freundschaft  mit  Österreich 
bietet."  Diese  Worte  gelten  mit  gleicher  Stärke  für  die 
heutige  Situation  und  das  Nachlassen  irredentistischer 
Gefühle  in  Italien,  welches  während  der  letzten  drei 
Jahre  bemerkbar  war,  zeigt,  daß  ihre  Richtigkeit  end- 
lich auf  die  öffentliche  Meinung  Eindruck  gemacht  hat. 
Keine  zwei  Länder  auf  der  Welt  können  durch  einen 
Krieg  so  viel  verlieren  als   Österreich-Ungarn  und  Ita- 
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lien.  Jedes  taucht  gerade  aus  einer  finanziellen  Lage 
empor,  die  an  Bankerott  streifte,  jedes  braucht  alle  Mühe, 
seine  werdenden  Industrien  zu  entwickeln.  Während 
sowohl  in  Österreich  als  in  Ungarn  die  Eifersucht 
rivalisierender  Nationalitäten  eine  Quelle  der  Schwäche 
in  äußeren  Verwicklungen  wäre,  sind  in  Italien  die 
quälende  Armut  breiter  Volksmassen,  das  noch  unge- 
löste Problem  der  weltlichen  Macht  des  Papstes  und 
die  Unglücksfälle  des  abessinischen  Feldzuges  Warnungs- 
zeichen, welche  zu  vernachlässigen  seine  Staatsmänner 
zu  weitsichtig  sind.  In  einer  Entente  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Italien  liegt  die  hauptsächliche  Hoff- 
nung für  die  Zukunft  Südeuropas  und  kein  Land  hat 
ein  größeres  Interesse  sie  zu  fördern,  als  Großbritannien, 
welches  mit  beiden  durch  traditionelle  Bande  der  Freund- 
schaft und  Sympathie  verbunden  ist. 


IV.  Kapitel. 

Österreich-Ungarn  und  seine  südliehen 
Nachbarn. 

i. 

Rußlands  Haltung  gegen  den  Wiener  Hof  und  seit 
1867  gegen  die  Doppelmonarchie  wurde  durch  die 
Situation  auf  der  Balkanhalbinsel  und  die  dortselbst 
vom  Hause  Habsburg  verfolgte  Politik  größtenteils  be- 
stimmt. Daher  können  wir  die  sogenannte  „österreichische 
Frage"  und  deren  Beziehungen  zu  den  Nachbarn  des 
dualistischen  Reiches  nicht  verlassen,  ohne  seine  Politik 
an  der  Südgrenze  zu  betrachten. 

Ob  nun  Rußlands  Weg  nach  Konstantinopel  über 
Wien  führt  oder  nicht,  jedenfalls  hat  Wien  lange  Zeit 
den  Kern  des  Widerstandes  gegen  den  osmanischen 
Angriff  gebildet  und  ohne  das  Anwachsen  der  öster- 
reichischen Macht  wäre  der  Halbmond  leicht  viel  weiter 
westlich  als  nach  Budapest  gedrungen.  In  der  Tat  ver- 
einigte sich,  seit  die  Türken  zuerst  in  Europa  Fuß 
faßten,  der  Gang  der  Ereignisse  mehr  und  mehr  mil- 
den geographischen  Gesetzen,  um  ein  Donaureich  ent- 
stehen zu  lassen;  und  so  bestärkt  das  Geschichtsstudium 
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die  Ansicht,  daß  Österreich-Ungarn  nicht  nur  eine 
diplomatische  Notwendigkeit  im  heutigen  Europa  sei, 
sondern  auch  eine  natürlich  entwickelte  Einheit,  welche 
schon  längst  ihre  Existenz  gerechtfertigt  hat.  Während 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  sind  nicht  weniger  als 
4  Versuche  von  verschiedener  Seite  gemacht  worden, 
einen  starken  mitteleuropäischen  Staat  zu  gründen: 
Ludwig  der  Große  versuchte  es  durch  Vereinigung 
der  Kronen  Ungarns  und  Polens;  Kaiser  Sigismund  als 
König  von  Böhmen  und  Ungarn;  der  polnische  König 
Wladislaw  Jagello,  welcher  Polen  und  Ungarn  vereinigte 
und  dessen  Tod  auf  dem  Schlachtfelde  von  Varna  (1444) 
den  Fall  des  oströmischen  Reichs  entschied  —  sie  alle 
erreichten  das  Ziel  für  kurze  Zeit,  aber  keiner  ließ  ein 
dauerndes  Resultat  zurück.  Einen  letzten  Anlauf,  die 
Vorherrschaft  an  der  Donau  zu  erlangen,  machte  Ungarn 
unter  dem  großen  nationalen  König  Matthias  Corvinus, 
des  heldenmütigen  Hunyady  Sohn.  Aber  seine  Größe 
starb  mit  ihm  und  ein  Menschenalter  nach  seinem  Tode 
verlor  Ungarn  seine  Unabhängigkeit  auf  dem  verhäng- 
nisvollen Schlachtfelde  von  Mohäcs  (1526).  Die  türkische 
Eroberung  zerstörte  jede  Hoffnung  auf  ein  magyarisches 
Reich  an  der  mittleren  Donau  und  die  Gefahr  für  Eu- 
ropa, welche  durch  des  Sultans  Herrschaft  in  Pest  er- 
wuchs, entschied  die  Frage  zugunsten  der  widerstands- 
fähigsten Macht,  nämlich  der  Herzöge  von  Österreich. 
Als  Ludwig  II.  beiMohäcs  fiel,  beanspruchte  Ferdinand 
von  Österreich  die  erledigten  Throne  von  Böhmen  und 
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Ungarn  auf  Grund  der  Rechte  seiner  Gemahlin,  der 
Schwester  Ludwigs ;  und  die  Tatsache,  daß  beide  Land- 
tage, nachdem  sie  seine  dynastischen  Ansprüche 
zurückgewiesen  hatten,  ihn  dennoch  zum  Könige  wählten, 
liefert  einen  besonderen  Beweis,  daß  selbst  zu  jener 
Zeit  die  Vereinigung  als  dringende  Notwendigkeit  er- 
kannt wurde.  Von  nun  an  setzten  die  Habsburger  das 
Werk  Hunyädys  fort,  als  das  Bollwerk  Europas  gegen 
die  Türken.  Selbst  diejenigen,  welche  noch  heute  über 
die  Ansprüche  der  Deutschen,  Magyaren  und  Slawen 
streiten,  Vorkämpfer  des  Christentums  gegen  die  Türken 
gewesen  zu  sein,  müssen  zugeben,  daß  der  Hauptruhm 
in  dem  langen  Kampfe  den  Habsburgschen  Monarchen 
und  ihrer  hartnäckigen  Entschlossenheit  gebührt, '  wobei 
von  ihren  persönlichen  Charakteren  ganz  abgesehen 
wird.  Übrigens  hat  jeder  Stamm  einen  großen  Helden 
zur  gemeinsamen  Sache  beigesteuert:  Johann  Hunyady, 
unter  welchem  Ungarn  den  Titel  „fortissimum  et 
celeberrimum  reipublicae  christianäe  propugnaculum" 
verdient  hat;  Johann  Sobieski,  den  Erretter  von 
Wien  und  Prinz  Eugen,  der,  obwohl  aus  Savoyen, 
Jahre  hindurch  der  Stolz  und  der  Ruhm  der  kaiser- 
lichen Armeen  war.  Unter  dem  letzteren  und  seinem 
Waffengefährten,  dem  Herzog  von  Lothringen,  wurde 
Ungarn  endlich  aus  den  Händen  der  Ungläubigen  be- 
freit, die  „Militärgrenze"  wurde  gebildet  mit  den  großen 
Festungen  Temesvar  und  Peterwardein  als  Mittelpunkten 
und  durch  20  Jahre  wehte  der  Doppeladler    über  dem 


Kastell  von  Belgrad.  Der  Drang  nach  Osten  ist  viel 
älter  als  das  20.  Jahrhundert  und  datiert  mindestens 
aus  den  Tagen,  wo  Österreich  Belgrad  besetzt  hielt  und 
die  reichen  Ebenen  an  beiden  Ufern  der  Theiß  mit 
schwäbischen  und  elsässischen  Ansiedlern  bevölkerte. 
Die  Regierungen  Maria  Theresias  und  Josefs  II.  bildeten 
eine  Germanisierungsperiode  und  bedeuteten  den  ernsten 
und  vielversprechenden  Versuch,  auf  Basis  einer  ein- 
heitlichen Sprache  ein  einheitliches  österreichisches 
Reich  zu  organisieren.  Diese  Idee  mußte  an  dem  im 
Gefolge  der  französischen  Revolution  in  ganz  Europa 
entfachten  Nationalgefühl  scheitern.  Daneben  wurde 
die  Ausdehnungstendenz  in  der  Politik  Maria  Theresias 
und  ihres  großen  Ministers  Kaunitz  niemals  aus  dem 
Auge  gelassen.  Die  beiden  großen  Territorialverände- 
rungen während  ihrer  Regierung  waren  die  Abtretung 
Schlesiens  an  Preußen  und  die  Erwerbung  Galiziens  als 
österreichischen  Anteil  bei  der  ungerechten  Teilung 
Polens.  Aber  ein  anderer,  weniger  auffälliger  territori- 
aler Gewinn,  die  Abtretung  der  Bukowina  seitens  der 
Türkei  an  Österreich  (1775),  bedeutet  einen  neuen  Schritt 
im  Vorwärtsdringen  nach  Osten. 

Diese  Provinz,  welche  einen  österreichischen  Vor- 
posten zwischen  Rußland  und  Ungarn  bildet,  war  tat- 
sächlich ein  integrierender  Bestandteil  der  Moldau. 
Gregor  Ghika,  der  Gospodar  der  Moldau,  protestierte 
energisch  bei  der  Pforte  und  drohte  sogar,  sich  in  die 
Arme   Rußlands    zu   werfen.     Doch    die    Schwäche   der 
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beiden  Donaufürstentümer  war  zu  dieser  Zeit  so  er- 
sichtlich, daß  Ghikas  Aktion  ohne  Erfolg  war  und  die 
Übertragung  wurde  rasch  vollzogen.  Österreich  hatte 
schon  lange  begehrliche  Augen  auf  die  Fürstentümer 
geworfen  und  tatsächlich  von  1718  bis  1739  die  kleine 
Walachei  als  einen  Teil  von  Prinz  Eugens  Eroberungen 
besessen.  In  der  Konvention  von  1771  hatte  die  Pforte 
sich  verpflichtet,  diese  Provinz  Österreich  zurückzu- 
stellen und  die  Zession  der  Bukowina  sollte  tatsächlich 
von  der  Erfüllung  dieses  Versprechens  ablenken.  Aber 
dieser  Gewinn  wäre  kaum  möglich  gewesen  ohne  enge 
freundliche  Beziehungen  zu  Rußland.  Durch  Fort- 
setzung dieser  Allianz  hoffte  Joseph  II.  weitere  Vor- 
teile an  seiner  südlichen  Grenze  zu  erlangen.  Seine 
eigene  Absicht  war,  die  kleine  Walachei,  Orsova  und 
Belgrad,  wie  auch  die  dalmatinischen  Besitzungen  Ve- 
nedigs zu  erlangen.  Aber  er  verschloß  natürlich  sein 
Ohr  nicht  der  preußischen  Einflüsterung,  daß  die  Mol- 
dau und  die  Walachei  an  Österreich,  die  Krim  und 
Bessarabien  an  Rußland  fallen  und  die  Großmächte  den 
Rest  der  Türkei  unter  ihre  Garantie  stellen  sollten. 
Der  Vorschlag  war  tatsächlich  nicht  etwa  von  Freund- 
schaft für  Österreich,  sondern  von  dem  Wunsche  diktiert, 
Danzig  und  Posen  als  bescheidenen  Maklerlohn  für 
preußische  Dienste  zu  erhalten.  Dies  ward  ersichtlich 
nach  dem  großen  Zwischenfall  des  türkischen  Krieges : 
Laudons  Einnahme  von  Belgrad  (1789).  Österreichs  Er- 
folge drängten  Preußen   in    offene  Opposition  und  der 

Viator,  Die  Zukunft  Österreich-Ungarns.  A 
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Wiener  Hof  willigte  in  seiner  Sorge,  die  Herrschaft 
über  Belgien  (damals  die  österreichischen  Niederlande) 
zu  erhalten,  darein,  seine  Eroberungen  zurückzustellen 
und  gab  sich  mit  Orsova  und  ein  paar  unbedeutenden 
Orten  an  der  ungarischen  Grenze  zufrieden1). 

Die  napoleonischen  Kriege  machten  allen  Expan- 
sionsgedanken in  Osteuropa  ein  Ende;  Österreich  wurde 
im  verlustreichen  Frieden  von  Schönbrunn  (1809)  einiger 
seiner  schönsten  Territorien  beraubt  und  durch  die 
Bildung  der  französischen  Provinz  Illyrien  gänzlich 
von  der  See  abgeschnitten.  Aber  die  Erholung  Öster- 
reichs, zum  großen  Teile  eine  Folge  der  Geschicklich- 
keit seiner  Diplomatie,  war  eine  erstaunlich  rasche  und 
1815  war  Wien  der  Schauplatz  eines  Kongresses,  welcher 
im  guten  und  schlechten  Sinne  das  seitherige  Geschick 
ganz  Europas  bestimmt  hat.  Metternichs  ganze  Po- 
litik mag  mit  Recht  als  „organisierte  Untätigkeit"  be- 
zeichnet werden  und  auf  dieser  ultra -konservativen 
Basis  fuhren  die  österreichischen  Staatsmänner  fort, 
Europa  zu  regieren,  unterstützt  durch  die  mystischen 
Launen  Alexander  I.  und  durch  die  heilige  Allianz  —  so 


!)  Daß  ein  dauernder  Verzicht  nicht  beabsichtigt  war,  ergibt 
sich  deutlich  aus  dem  geheimen  Bündnisse  zwischen  Österreich  und 
Rußland,  das  von  Cobenzl  (dem  österreichischen  Gesandten  in 
Petersburg)  1795  entworfen,  aber  niemals  ratifiziert  wurde.  In 
diesem  wurde  auf  die  guten  Dienste  Rußlands  Bezug  genommen 
zur  Erwerbung  venezianischer  Festungen  und  eventuell  Bosniens 
und  Serbiens. 


—      51      — 

lange,  bis  das  Auftauchen  Cannings  und  Nikolaus  I. 
eine  neue  Situation  schuf.  Metternichs  Entschluß,  den 
Status  quo  unter  allen  Umständen  aufrecht  zu  erhalten, 
ward  durch  Österreichs  Stellung  in  Italien  unvermeidlich 
gegeben;  aber  der  Mißerfolg  war  nichtsdestoweniger 
von  Anfang  an  sicher  und  im  Orient  wurde  dies  zuerst 
ersichtlich.  Die  erste  Schmälerung  von  Metternichs 
Autorität  war  die  Schlacht  bei  Navarino  (1829),  welche 
zugunsten  der  Unabhängigkeit  Griechenlands  den  Aus- 
schlag gab  und  indirekt  einen  Anstoß  zum  Aufleben 
nationaler  Gefühle  im  ganzen  Balkan  bildete.  Der  Ver- 
trag von  Adrianopel,  welcher  die  Zukunft  Griechen- 
lands, Serbiens  und  Rumäniens  entschied,  verringerte 
endgültig  Österreichs  Ansehen  im  Osten  und  Nikolaus  I. 
wurde  ermutigt,  strategische  Pläne  für  eine  Invasion 
vorzubereiten.  Von  nun  an  stand  Österreich,  wenn  auch 
sein  äußerliches  Prestige  wahrend,  dennoch  in  der 
diplomatischen  Welt  in  der  Defensive.  Die  19  Jahre, 
welche  dem  Vertrage  von  Adrianopel  folgten,  waren, 
während  sie  in  Österreich  eine  Periode  der  Stagnation 
in  inneren  und  äußeren  Angelegenheiten  bildeten,  für 
die  Balkanhalbinsel,  speziell  für  die  Fürstentümer 
Moldau  und  Walachei,  eine  Übergangszeit,  während 
welcher  das  Nationalgefühl  zum  ersten  Male  ernstlich 
erwachte.  Die  Tatsache,  daß  dies  Erwachen  von  den 
Rumänen  Siebenbürgens  ausging,  modifizierte  gründlich 
die  Politik  Wiens  an  der  unteren  Donau.  Obwohl  die 
Russen    durch    den  Gospodar  Michael  Sturdza   in    die 

4* 
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Moldau  eingeladen  wurden,  scheinen  doch  beträchtliche 
Sympathien  für  Österreich  in  den  beiden  Provinzen 
(nicht  mit  Recht,  wie  man  zugeben  muß)  und  noch 
mehr  in  Siebenbürgen  bestanden  zu  haben,  wo  die 
rumänischen  Distrikte  fast  wie  ein  Mann  die  Sache 
Wiens  gegen  die  Magyaren  1848  vertraten.  Saguna, 
der  griechisch-orthodoxe  Erzbischof  von  Hermannstadt 
und  Führer  der  siebenbürgischen  Rumänen,  rief  zuerst 
die  russischen  Truppen  während  der  Anarchie  des 
Bürgerkrieges  herbei  und  obgleich  sie  auf  Verlangen 
der  österreichischen  Regierung  wieder  zurückgezogen 
wurden,  lud  sie  dieselbe  Regierung  zwei  Monate  später 
ein,  zurückzukehren  und  die  ungarische  Insurrektion 
zu  unterdrücken.  Eine  chauvinistische  Woge  hatte  die 
Augen  der  magyarischen  Führer  dagegen  verschlossen, 
daß  sie  dieselben  Interessen  wie  die  Rumänen  hatten, 
welche  gleich  ihnen  eine  Insel  im  großen  slawischen 
Ozean  bilden;  und  als  Kossuth  und  Batthyäny  dem 
rumänischen  Nationalgefühle  Konzessionen  anboten,  war 
es  bereits  viel  zu  spät. 

Während  der  fünfziger  Jahre  unter  dem  bureau- 
kratischen  System  Alexander  Bachs  hegten  viele  Öster- 
reicher den  Plan,  die  alte  römische  Provinz  Dacien 
innerhalb  der  Grenzen  des  Habsburgschen  Reiches 
wieder  aufleben  zu  lassen.  Und  dieser  Gedanke  beein- 
flußte sicher  die  Haltung  Wiens  gegenüber  der  Krise, 
welche  dem  Krimkriege  voranging.  Aber  die  unsichere 
und    schwankende    auswärtige  Politik  des  Grafen  Buol 
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beraubte  Österreich  des  Lohnes,  den  ihm  Nikolaus  I. 
für  seine  Freundschaft  anbot,  ohne  ihm  anderseits  das 
Vertrauen  oder  gar  die  Dankbarkeit  der  Westmächte 
zu  sichern.  Seine  Weigerung,  am  Kriege  teilzunehmen 
und  sein  Beharren  auf  der  Neutralität  der  Fürstentümer, 
wodurch  die  Alliierten  ihre  einzige  Basis  für  einen 
Angriff  zu  Lande  auf  Rußland  verloren,  rettete  den 
Zar  von  den  Konsequenzen  seiner  Isolierung.  Aber  ein 
solcher  bloß  negativer  Dienst  erschien  dem  cholerischen 
Nikolaus  wenig  besser  als  Verrat,  verglichen  mit  der 
rückhaltslosen  Hilfe,  welche  er  1849  geleistet  hatte.  Kurz, 
der  Krimkrieg  ließ  Österreich  ganz  isoliert  in  Europa, 
Rußland  grollend  und  mißtrauisch,  Preußen  schon 
lauernd,  die  Westmächte  offen  feindlich  und  mit  dem 
Risorgimento  immer  mehr  sympathisierend.  Diese  Iso- 
lierung trug  Buol  wiederholte  Schlappen  im  Oriente 
ein,  besonders  nachdem  die  österreichischen  Truppen 
aus  den  Fürstentümern  zurückgezogen  wurden  (1858). 
Indem  Napoleon  III.  sich  als  Vorkämpfer  des  Natio- 
nalitätenprinzipes  aufspielte,  gab  er  Österreich  einen 
tödlichen  Stoß,  dessen  Folgen  sofort  nicht  nur  in 
Italien  und  Ungarn,  sondern  auch  in  Belgrad  und 
Bukarest  fühlbar  waren.  Auf  Jahre  hinaus  schienen  für 
Österreich  die  Vorteile  eines  Pufferstaates  an  der 
unteren  Donau  viel  geringer,  als  die  Gefahr,  daß  ein 
zweites  Piemont  an  der  siebenbürgischen  Grenze  ent- 
stünde. Es  widersetzte  sich  daher  der  Vereinigung  der 
Moldau    und   Walachei   ebenso   wie    der  Vergrößerung 
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Serbiens,  und  nichts  zeigt  deutlicher  seinen  moralischen 
und  diplomatischen  Bankerott  unter  Bach,  als  die  Art, 
in  welcher  sowohl  Serbien  als  die  Fürstentümer  seinen 
Wünschen  trotzten.  Im  Dezember  1858  wurde  Alexander 
Karageorgievic  (der  Vater  König  Peters)  von  den 
Serben  vertrieben  und  durch  den  antiösterreichischen 
Flüchtling  Milos  Obrenovic  ersetzt;  im  folgenden 
Monat  wurde  Alexander  Cuza  von  den  Versammlungen 
von  Bukarest  und  Jassy  zum  Fürsten  gewählt.  Öster- 
reichs Widerstand  wurde  durch  den  unglücklichen  Krieg 
mit  Frankreich  gebrochen  und  Cuza  unterzeichnete 
unter  den  Auspizien  Napoleons  III.  eine  Konvention 
mit  Kossuth  und  den  magyarischen  Exilierten.  Die 
leitenden  Ideen  dieser  Vereinbarung  waren:  rumänische 
Hilfe  für  die  Magyaren,  weitreichende  Konzessionen  für 
die  nichtmagyarischen  Rassen  Ungarns  und  schließlich 
eine  Konföderation  der  drei  Donaustaaten:  Ungarn, 
Serbien  und  Moldau- Walachei.  Die  ganze  Angelegenheit 
ging  in  Rauch  auf,  und  Österreich,  noch  immer  durch 
die  Furcht  vor  Agitationen  in  Siebenbürgen  beunruhigt, 
kehrte  zu  seinem  alten  Traume  einer  Vergrößerung  an 
der  Donau  zurück.  In  der  Tat  kann  es  kaum  wegen 
dieses  Ehrgeizes  getadelt  werden,  denn  es  gab  eine 
Zeit,  da  Napoleon  III.,  der  so  oft  die  Rumänen 
protegiert  hatte,  bereit  war,  sie  der  Gnade  Österreichs 
auszuliefern  als  Entgelt  für  die  Abtretung  Veneziens 
an  Italien. 

Als    1866    Karl   v.   Hohenzollern    zum    Fürsten 
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des  vereinigten  Rumänien  gewählt  wurde,  war  es  bloß 
der  Krieg  mit  Preußen,  der  Österreich  an  einer  Inter- 
vention hinderte,  und  seine  Haltung  gegen  den  kleinen 
Staat  blieb  unfreundlich,  bis  Andrässy  Minister  des 
Äußern  der  rekonstruierten  Doppelmonarchie  wurde. 
Dieser  weitblickende  Staatsmann  war  der  Ansicht,  daß 
der  Untergang  Rumäniens  im  russischen  Ozean  eine 
weit  größere  Gefahr  für  Österreich-Ungarn  bilden 
würde,  als  die  Entwicklung  eines  nationalen  rumänischen 
Staates,  und  er  vertrat  daher  die  Sache  der  rumänischen 
Unabhängigkeit  auf  dem  Berliner  Kongreß.  Rumäniens 
kräftiges  Eintreten  für  Rußland  im  Kampfe  gegen  die 
Türkei  war  so  augenscheinlich  durch  harte  politische 
Notwendigkeit  und  nicht  durch  irgendeine  nationale 
Zuneigung  veranlaßt,  daß  dies  seinen  Beziehungen  zur 
Doppelmonarchie  nicht  Eintrag  tat,  und  Andrässys 
Politik  hat  seither  diese  Beziehungen  völlig  beherrscht, 
trotz  gelegentlicher  Reibungen  in  Fragen  des  Zolltarifes 
oder  der  Donauschiffahrt.  Derzeit  besteht  nur  ein 
ernstliches  Hindernis  für  die  Freundschaft  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Rumänien  —  die  rumänische  Frage 
in  Siebenbürgen;  diese  aber  hat  mindestens  einmal  zum 
Falle  einer  Regierung  in  Bukarest  geführt  und  ist  aus 
vielen  Gründen  heute  akuter  denn  je.  Auf  der  einen 
Seite  die  seit  1867  in  Siebenbürgen  verfolgte  Magyari- 
sierungspolitik,  die  Methoden,  welche  angewendet 
wurden,  um  die  Rumänen  am  Eintritt  ins  Parlament 
zu  hindern,    die  systematische  Verfolgung  der  rumäni- 
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sehen  Presse  in  Ungarn,1)  der  politische  Monstreprozeß, 
welcher  der  rumänischen  Petition  an  Franz  Joseph  1892 
folgte,  die  Unterdrückung  des  Komitees  der  rumänischen 
Partei  1894 ;  auf  der  anderen  Seite  das  Auftauchen 
eines  Daco-rumänischen  Ideals  in  Bukarest  und  die  von 
der  „Liga  für  die  kulturelle  Vereinigung  aller  Rumänen" 
den  Opfern  des  magyarischen  Chauvinismus  in  Ungarn 
gewährte  tatkräftige  Unterstützung.  —  Diese  Tatsachen 
und  die  zahlreichen  aus  ihnen  entstandenen  Zwischen- 
fälle haben    permanente  Reibungen   zwischen  Budapest 


l)  Von  1884  bis  1894  fanden  44  Preßprozesse  gegen  Rumänen 
in  Ungarn  statt,  bei  welchen  80  Personen  zu  Gefängnisstrafen  von 
zusammen  54  Jahren,  zu  Geldstrafen  im  Gesamtausmaße  von  10.660 
Gulden  verurteilt  wurden.  Eine  genaue  Statistik  dieser  Prozesse 
findet  sich  bei  Eugen  Brote,  „Die  rumänische  Frage  in  Sieben- 
bürgen und  Ungarn"  (Berlin  1895),  pp.39">  bis  418.  Seit  1894  haben 
solche  Prozesse  keineswegs  aufgehört  und  in  den  letzten  10  Jahren 
(vom  Herbste  1897  bis  Juni  1906)  sind  gegen  Nicht-Magyaren 
Strafen  im  Gesamtausmaße  von  35  Jahren  und  über  50.000  Kronen 
für  politische  Verbrechen  verhängt  worden;  und  dies  trotz  des 
Aufatmens  unter  dem  milderen  Sz  eil  sehen  Regime.  (Hierbei  sind 
natürlich  die  Kosten  nicht  gerechnet,  welche  sich  auf  mindestens 
100.000  Kronen  beliefen.)  Seit  die  Koalition  die  Regierung  über- 
nahm, ist  die  Sache  noch  schlechter  geworden  und  in  den  acht 
Monaten  vom  November  1906  bis  Juni  1907  wurden  26  Kriminal- 
anklagen wegen  politischer  Verbrechen  vor  die  ungarischen 
Gerichte  gebracht.  Von  den  342  angeklagten  Personen  wurden  195 
zu  Gefängnisstrafen  von  zusammen  über  15  Jahren  verurteilt  und 
überdies  zu  zirka  9000  Kronen  Geldstrafen.  Es  wird  der  ziel- 
bewußte    Versuch     gemacht,      die     führenden     nichtmagyarischen 
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und  Bukarest  erzeugt  und  jede  wirkliche  Entente  zwi- 
schen Rumänien  und  der  Doppelmonarchie  verhindert. 
Gegenwärtig  sammelt  die  Unabhängigkeitspartei,  taub 
gegen  die  weisen  Ratschläge  ihres  Gründers  und  Idols, 
des  großen  Ludwig  Kossuth,  alle  ihre  Kräfte  zu  einem 
endgültigen  Magyarisierungsversuche,  angespornt  durch 
die  Furcht  vor  den  möglichen  Folgen  des  allgemeinen 
Wahlrechtes.  Das  neue  Unterrichtsgesetz  des  Grafen 
Apponyi,  welches  offenkundig  die  Prinzipien  des 
Nationalitätengesetzes  von  1868  verletzt,  wird  von  niemand 
bitterer   empfunden    als   von  den  Rumänen  Siebenbür- 


Zeitungen  durch  wiederholte  Preßklagen  und  schwere  Geldbußen 
dem  Bankerott  zuzutreiben.  Währenddessen  befreit  sich  die 
Regierung  von  unbequemen  Abgeordneten,  indem  sie  ihre  Im- 
munität aufheben  läßt  und  es  so  ermöglicht,  sie  wegen  politischer 
Artikel  und  selbst  wegen  Wahlreden  einzusperren.  Im  laufenden 
Jahre  wurde  Milan  Hodza,  der  Abgeordnete  für  Kölpeny,  einer 
Gefängnisstrafe  von  zwei  Monaten  unterzogen;  Stephan  Petrovi6, 
der  Abgeordnete  für  Nagy-Zerlencz,  zu  sechs  Monaten  wegen  „Auf- 
reizung gegen  die  ungarische  Nation"  verurteilt,  während  Ferdinand 
Juriga,  der  wohlbekannte  slowakische  Priester  und  Abgeordnete 
für  Stomfa,  gegenwärtig  eine  zweijährige  Haft  wegen  ein  paar  gegen 
die  magyarischen  Chauvinisten  gerichteter  Artikel  verbüßt.  Bei 
solchen  Tatsachen,  denen  ich  noch  unzählige  beifügen  könnte,  ist  es 
unnötig,  an  den  bekannten  Prozeß  Hlinka  vom  vergangenen  Herbst 
zu  erinnern  oder  den  Vergleich  mit  den  ruthenischen  Monstreprozessen 
1903/04  in  Märmaros-Sziget  zu  ziehen,  um  zu  zeigen,  daß  die  gegen- 
wärtige Koalitionsregierung  die  von  der  liberalen  Partei  unter 
Tisza  und  Bänffy  gegen  die  nichtmagyarischen  Rassen  geübten 
Methoden  übernommen  bat. 
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gens,  deren  kulturelle  Existenz  und  kirchliche  Autono- 
mie ernstlich  bedroht  ist;  und  es  ist  kaum  wahrschein- 
lich, daß  die  Rumänen  des  Königreiches  sich  der  Mei- 
nungsäußerung in  einer  Sache,  welche  ihre  Verwandten 
so  nahe  betrifft,  enthalten  werden.  Abneigung  gegen 
die  Magyaren  verblendet  natürlich  die  rumänischen 
Staatsmänner  weder  gegen  die  Notwendigkeit  einer  Ver- 
ständigung mit  Österreich-Ungarn,  noch  verhindert  sie 
die  Pflege  freundlicher  Beziehungen  mit  Wien;  aber  es 
war,  gelinde  gesagt,  unglücklich,  daß  die  Bewegung  für 
eine  austro-rumänische  Verständigung  von  dem  streit- 
baren Antisemiten  Dr.  Lueger  und  noch  dazu  hinter 
dem  Rücken  der  Ungarn  eingeleitet  wurde,  dessen  in- 
solente Bezeichnung  der  Ungarn  als  „Judaeo-Magyaren" 
so  viel  böses  Blut  während  der  Sommersession  der  De- 
legationen 1906  machte. 

Der  neue  liberale  Premier  Rumäniens,  Demeter 
Sturdza,  bezeichnete  in  einer  im  November  1893  im 
Senat  gehaltenen  und  der  rumänischen  Frage  in  Sieben- 
bürgen gewidmeten  Rede  die  Art,  in  welcher  dieses 
ganze  Problem  behandelt  werden  sollte.  „Es  fällt 
niemandem  in  unserem  Königreiche  ein",  sagte  er, 
„Siebenbürgen  erobern  zu  wollen,  weil  uns  für  ein  der- 
artiges Unternehmen  die  Macht  abgeht,  weil  ein  der- 
artiges Unternehmen,  selbst  wenn  es  möglich  wäre,  die 
Zertrümmerung  Österreich-Ungarns  zur  Folge  haben 
müßte,   weil    diese    Zerstörung    verhängnisvoll   für   die 
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Rumänen  selbst  wäre  und  eine  allgemeine  Umwälzung 
in   Europa    verursachen    würde  .  . .     Der   Bestand    der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  ist  eine  europäische 
Notwendigkeit  erster  Ordnung,  ebenso  wie  es  auch  der 
Bestand  des  rumänischen  Staates  ist.    Weder  kann  die 
österreichisch-ungarische   Monarchie    etwas    gegen    den 
Bestand    des   rumänischen    Staates   unternehmen,    noch 
das  Königreich  Rumänien  etwas  gegen  den  Bestand  der 
österreichisch  -  ungarischen     Monarchie.       Das     ist     die 
politische  Grundlage  der  Verhältnisse  im  Osten  Europas 
und    deswegen    sind    alle    irredentistischen    Tendenzen 
nichts    anderes    als    krankhafte    und    widersinnige   An- 
wandlungen oder  verbrecherische  Absichten ;  deswegen 
können  solche  Tendenzen  glücklicherweise  keinen  Boden 
gewinnen  und  haben  keine  politische  Bedeutung."     Die 
Richtigkeit  dieses  Ausspruches  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen    Europas   ist   klarer   denn   je.     Aber   die 
gegenwärtige    Politik    der   Magyaren    gegen    die   nicht- 
magyarischen  Rassen    ist   ebenso    gefährlich   als   kurz- 
sichtig und  jene   Freundschaft   mit   Rumänien,   welche 
ungarische  Staatsmänner  so  sehr  zu  wünschen  vorgeben, 
kann  nie  zustande  kommen,   bevor   sie  nicht  aufhören, 
die  Nationalitäten  als  politische  Heloten  zu  behandeln. 
Die   Tage    der    Vorherrschaft    einer   Rasse    über    eine 
andere    sind   vorüber,   jedenfalls   im  heutigen  Europa; 
und  die  Magyaren  müssen,  statt  orientalischen  Träumen 
nachzuhängen,   sich    der   harten    Logik    der   Tatsachen 
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fügen.1)  Ihre  wahnsinnige  Politik  gewaltsamer  Assimi- 
lierung verschlimmert  eben  jene  Übel,  welche  sie  ab- 
zuwenden beabsichtigt  und  es  gibt  keinen  so  sicheren 
Weg,  irredentistische  Gefühle  in  Siebenbürgen  zu 
propagieren.  Nur  ein  tollkühner  Optimist  kann  die 
Gefahren  übersehen,  welche  für  Ungarn  aus  der 
Trennung  von  Österreich  und  aus  der  damit  ver- 
bundenen  politischen   Isolierung   hervorgehen  würden. 

II. 
Die  Proklamierung  Rumäniens    zum    unabhängigen 
Königreiche  (1881),    die  erstaunlichen  materiellen  Fort- 
schritte,   welche    es    im  letzten  Vierteljahrhundert    ge- 
macht hat,   und   nicht   zum  geringsten  Teile  der  Glanz 


i)  Man  spricht  in  gewissen  Kreisen  Ungarns  sehr  viel  vom 
magyarischen  „Imperium"  und  verwendet  dabei  einen  Begriff, 
der  von  jenseits  des  Kanals  entlehnt  wurde.  Der  Vergleich  zwischen 
Ungarn  und  „England"  gehört  zu  den  Lieblingsgedanken  der  Mag}r- 
aren.  Während  aber  in  gewisser  Beziehung  tatsächlich  eine  Ähn- 
lichkeit besteht,  so  beruht  doch  die  magyarische  Auffassung  unseres 
Imperialismus  auf  einer  tiefgehenden  Unkenntnis  unserer  Verfassung 
und  auch  unseres  ganzen  Staatslebens.  Wir  bilden  keinen  National- 
staat (wie  die  Magyaren  zu  glauben  scheinen)  und  es  ist  ganz  falsch, 
diesen  Staat  „England"  zu  nennen.  Wir  sind  nicht  eine  Nation, 
sondern  vier  in  einem  Staatswesen  innig  vereinigte  Nationen,  daher 
die  Benennung  „das  vereinigte  Königreich".  Folglich  ist  unser 
Imperialismus  britisch,  nicht  nur  englisch  zu  nennen  und  wer 
den  Imperialismus  für  englisch  im  eng  nationalen  Sinne  hält,  miß- 
versteht nicht  nur  unsere  Geschichte,  sondern  auch  die  weitgehende 
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der  rumänischen  Waffen,  der  sich  vor  Europa  bei 
Plewna  offenbarte,  haben  die  Doppelmonarchie  dazu 
gebracht,  alle  Ausdehnungsgedanken  an  der  sieben- 
bürgischen  Grenze  aufzugeben.  Aber  dies  hatte  nur  den 
Erfolg,  ihre  Aufmerksamkeit  auf  einen  noch  näheren 
Nachbarn,  das  kleine  Königreich  Serbien  zu  lenken. 

Es  ist  leicht,  den  Vorwurf  zu  erheben,  daß  Öster- 
reichs Haltung  gegen  Serbien  stets  feindlich  und  von 
Eroberungsträumen  beeinflußt  war;  jedoch  die  Tatsache 
bleibt  wahr,  daß  es  sich  russischen  Annektierungsvor- 
schlägen gegenüber  zweimal  ablehnend  verhalten  hat. 
Selbst  Kara  Georg,  der  erste  Vorkämpfer  der  serbischen 
Unabhängigkeit,  dachte  ernstlich  an  die  Unterwerfung 
unter  Österreich,    und   sein  Sohn  Alexander,    den  die 


Toleranz  der  spezifisch  englischen  Rasse,  die  ihren  größten 
Ruhm  darin  findet,  neue  Nationen  zu  schaffen,  statt  alte  auszu- 
rotten (vgl.  die  Ausgestaltung  Australiens  und  die  jetzige  Ent- 
wicklung Südafrikas)  und  die  sich  die  Worte  „Unitas  in  diversitate" 
zum  Motto  wählen  könnte.  Nichts  wäre  daher  gerade  für  die 
Magyaren  lehrreicher,  als  das  Studium  der  Beziehungen  zwischen 
den  vier  Nationen  auf  den  britischen  Inseln  und  besonders  der 
verschiedenen  Resultate  der  in  Schottland  und  in  Irland  verfolgten 
Politik.  Kein  Land  liefert  so  glänzende  Beweise  für  die  Torheit  und 
den  Mißerfolg  einer  Entnationalisierungspolitik,  und  dies  ist  eine 
Lektion,  welche  die  Magyaren  noch  zu  lernen  haben.  Nach  den 
treffenden  Worten  Bluntschlis  „haben  die  national  beschränkten 
Staaten  nur  eine  relative  Wahrheit  und  Geltung.  Der  Denker 
kann  in  ihnen  noch  nicht  die  Erfüllung  der  höchsten  Staatsidee 
erkennen". 
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Skuptschina  1842  zum  Fürsten  wählte,  stand  während 
seiner  ganzen  Regierung  völlig  unter  österreichischem  Ein- 
flüsse. Die  Dynastie  Obrenovic  wurde  hingegen  lange 
Zeit  mit  Feindschaft  gegen  Wien  identifiziert  und  Fürst 
Michael,  der  fähigste  Herrscher,  den  das  moderne 
Serbien  hervorgebracht  hat,  unterhielt  während  des 
Krieges  von  1859  freundliche  Beziehungen  zu  Kossuth. 
Zwar  erfreuten  sich  Michaels  verbannte  Rivalen,  die 
Karageorgievic,  der  Unterstützung  der  österreichischen 
Regierung;  aber  nach  Michaels  Ermordung  herrschten 
wieder  austrophile  Neigungen  vor,  und  die  Partei  des 
Prätendenten  wurde  für  viele  Jahre  ihrem  Schicksale 
überlassen.  Der  glänzende  aber  hohle  Milan  Obre- 
novic war  zeitweise  wenig  mehr  als  ein  gekrönter 
Agent  Wiens,  und  ein  wesentlicher  Grund,  warum  die 
Nation  ihr  Vertrauen  in  ihre  erste  eingeborene  Dynastie 
verlor,  lag  in  der  latenten  Gegnerschaft  Serbiens  gegen 
die  Doppelmonarchie.  Ihre  Freundschaft  stützte  Milan 
sicherlich  1885,  als  Serbiens  Unbesonnenheit  den  un- 
glücklichen Krieg  mit  Bulgarien  provozierte  und  eine 
Okkupation  Belgrads  nur  durch  das  energische  Ein- 
greifen des  Grafen  K  a  1  n  ö  k  y  verhindert  wurde.  Aber 
alle  diplomatische  Unterstützung  konnte  in  den  Augen 
der  serbischen  Nation  die  schwere  Sünde  nicht  sühnen, 
die  Österreich-Ungarn  1877  und  1878  begangen  hatte. 
Die  Okkupation  Bosniens  und  der  Herzegowina1)  hatte, 


!)  Bismarcks     Zustimmung    gab    den    Ausschlag    zugunsten 
der  Okkupation;  und  der  Staatsmann,  der  erklärte,  daß  die  ganze 
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während  sie  Rußland  aufs  tiefste  verletzte  und  daher 
Franz  Joseph  zu  einer  Allianz  mit  Deutschland  zwang, 
den  weiteren  Effekt,  die  Beziehungen  Österreich-Ungarns 
zu  Serbien  endgültig  zu  verderben.  Diese  Beziehungen 
waren  schon  etwas  gespannt  infolge  des  Enthusiasmus, 
mit  welchem  die  Magyaren  sich  der  Sache  der  Türken 
in  ihrem  Kampfe  gegen  die  Slawen  angenommen  hatten. 
In  Budapest  wurde  dem  türkischen  Besieger  Serbiens 
Abdul  Kerim  ein  Ehrensäbel  im  Wege  öffentlicher 
Subskription  gewidmet,  und  General  Klapka,  der  tapfere 
Verteidiger  von  Komorn  im  Jahre  1849,  diente  in  der 
türkischen  Armee  als  Freiwilliger;  General  Stratimi  oro- 
vic,  welcher  1849  die  Serben  Südungarns  geführt  hatte, 
und  der  nun  sein  Schwert  zu  Milans  Disposition  stellte, 
wurde  von  den  Magyaren  festgenommen,  und  Miletic, 
ein  serbischer  Abgeordneter  im  ungarischen  Parlament, 
wurde  ebenfalls  ins  Gefängnis  geworfen  wegen  seines 
Eintretens  für  das  serbische  Heer  und  die  serbische 
Anleihe.  Solche  Zwischenfälle  waren  jedoch  nichts  im 
Vergleiche  zu  der  großen  Tatsache  der  Okkupation 
Bosniens  und  der  Herzegowina;  diese  wird  noch  jetzt 
ebenso  bitter  von  serbischen  Patrioten  empfunden, 
welche  diese  beiden  Provinzen  als  Teile  des  Groß- 
Serbiens  ihrer  Träume  betrachten,  und  welche  mit 
Beunruhigung   die  Fortschritte   verfolgen,   welche  dort 


orientalische  Frage  nicht  die  Knochen  eines  einzigen  pommerschen 
Grenadiers  wert  sei,  ist  daher  indirekt  für  den  späteren  „Drang 
nach  Osten"  verantwortlich. 
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deutscher  Handel  und  deutsche  Sprache  machen.  Der 
konkurrierende  Anspruch  der  Kroaten  auf  Bosnien 
und  die  Bekehrungsabsichten  der  Katholiken  in  Agram 
und  Wien  werden  in  Belgrad  mit  panserbischer 
Propaganda  und  mit  einer  reichen  Saat  austrophober 
Pamphlete  und  Ausstreuungen  in  den  Journalen  beant- 
wortet. Hierzulande  werden  wohl  nur  wenige  Leute 
durch  solche  Manöver  gewonnen  werden  und  die 
wunderbare  Wandlung,  die  in  den  beiden  Provinzen 
durch  österreichisch  -  ungarische  Herrschaft  bewirkt 
wurde,  spricht  sicherlich  dagegen,  daß  wir  ihre  Über- 
gabe in  die  zarte  Fürsorge  des  Königs  Peter  be- 
günstigen sollen.  Der  Schatten  Stephans  des  Würgers 
scheint  noch  immer  schwer  über  seinem  Lande  zu 
schweben  und  niemand  kann  ernstlich  behaupten,  daß 
die  Kultur  Belgrads  jener  von  Wien  und  Budapest 
gleichkommt. 

Es  kann  jedoch  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  Öster- 
reich-Ungarn gegenwärtig  den  politischen  und  ökono- 
mischen Fortschritt  Serbiens  hemmt.  Außer  dem  Besitze 
von  Bosnien  und  Herzegowina  hält  es  das  Sandjak  von 
Novibazar  unter  Aufsicht,  was  doppelt  wichtig  ist,  da 
es  den  Weg  südlich  nach  Saloniki  beherrscht  und 
Serbien  von  den  stammverwandten  Serben  Montenegros 
trennt.1)     Mit    anderen   Worten :    die    ständige   Wiener 


i)  Über  Montenegros  mögliche  Zukunft  als  ein  slawisches 
Piemont  kann  man  innerhalb  der  Grenzen  dieses  Buches  nicht 
sprechen.    Es  genügt,  darauf  hinzuweisen,  daß  der  Besitz  Cattaros, 
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Politik  seit  1878  hindert  Serbiens  natürliche  Ausbreitung 
nach  der  See  in  der  Richtung,  in  welcher  es  seine 
klaren  historischen  und  ethnographischen  Rechte  erblickt. 
Es  fühlt  die  Macht  seines  gewaltigen  Nachbarn,  und  der 
Druck  wirkt  um  so  stärker  durch  den  Mangel  an  Eisen- 
bahnverbindungen zur  Adria.  So  lange  diesem  Mangel 
nicht  abgeholfen  ist,  kann  Serbien  kein  Tor  für  seinen 
Handel  nach  Westeuropa  finden  und  wird  gewaltsam 
in  die  kommerzielle  Sphäre  Österreich-Ungarns  einbe- 
zogen, welches  sich  gleichzeitig  in  seine  Handelsab- 
kommen mit  Bulgarien  mischt.  Die  Hochfinanz,  welche 
in  Wahrheit  die  orientalische  Frage  kontrolliert,  be- 
günstigt den  „Drang  nach  Osten"  des  deutschen  Handels, 
und  Serbien  kann  kaum  hoffen,  aus  seiner  Knechtschaft 
zu  entkommen,  so  lauge  nicht  eine  Eisenbahn  von  Nisch 
nach  Medua  oder  einem  anderen  Orte  der  albanischen 
Küste  gebaut  wird. 

So  weist  alles  auf  die  dringende  Notwendigkeit 
eines  Modus  vivendi  mit  Österreich-Ungarn  für  Serbien 
hin  und  das  Kabinett  Pasic  wird  trotz  seiner  tüchtigen 
und  kräftigen  Haltung  seine  eigene  Stellung  und  die 
der  Dynastie  Karageorgievic  untergraben,  wenn  eine 
Verständigung   noch   lange    aufgeschoben  wird.     Baron 


welches  Österreich  wahrscheinlich  nie  aufgeben  wird,  eine  wirk- 
liche Freundschaft  und  Herzlichkeit  zwischen  ihm  und  dem  kleinen 
Fürstentum  unmöglich  macht,  und  daß  Fürst  Nikolaus,  gestützt 
auf  seine  dynastische  Verbindung  mit  Italien,  jetzt  eher  ein 
Debouche  in  Albanien  als  an  seiner  Nordgrenze  sucht. 

Viator,  Die  Zukunft  Österreich-Ungarns.  K 
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AehrenthaL,  der  neue  Minister  des  Äußern  auf  dem  Ball- 
platze, zeigte  einen  versöhnlichen  Geist  gegen  Serbien 
in  seinen  ersten  öffentlichen  Erklärungen  und  wenn  er, 
wie  anzunehmen,  zur  alten  Balkanpolitik  Andrassys 
und  Kalnokys  zurückkehrt,  werden  sich  die  Schwierig- 
keiten, Frieden  zu  halten,  nicht  als  unüberwindlich  er- 
weisen. In  der  Tat  beraubt  seine  ausdrückliche  Ankün- 
digung, daß  Österreich-Ungarn  keine  Gebietsausdehnung 
auf  der  Balkanhalbinsel  sucht,  die  serbischen  Staats- 
männer des  hauptsächlichen  Vorwandes  für  ihr  Miß- 
trauen gegen  Wien.  Die  wirkliche  Gefahr  liegt  in  der 
Macht  der  Armee  in  Serbien  und  in  der  Notwendigkeit, 
ihre  antiösterreichischen  Chefs  auszusöhnen,  und  so  steht 
Pasics  Regierung  zwischen  Scylla  und  Charybdis.  Unter 
dem  halsstarrigen  Alexander  wurden  die  Vertreter  der 
nationalen  Ausbreitung  und  der  demokratischen  Re- 
gierung durch  einen  natürlichen  Prozeß  zusammenge- 
bracht, welcher  auf  die  Dauer  für  den  autokratischen 
und  aüstrophilen  Souverän  gefährlich  wurde.  Und  so 
muß  heute  der  radikale  Führer  allen  Anschein  von 
Freundlichkeit  gegen  Wien  vermeiden  und  dennoch  ein 
Mittel  gegen  die  Störung  der  Handelsbeziehungen  finden, 
welche  die  gegenwärtige  Situation  mit  sich  bringt.  Es 
ist  ihm  gelungen,  die  neue  Anleihe,  freilich  zu  hohen 
Zinsen  zu  placieren  und  die  Bestellungen  auf  neue 
Rüstungen  zu  vergeben;  aber  die  Sperrung  der  Nord- 
grenze gegen  die  Ausfuhr  von  Vieh  und  Korn  beraubt  das 
Land  seines  wichtigsten  Marktes  und  die  daraus  folgen- 
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den  Verluste  der  serbischen  Produzenten  erzeugen  weit- 
verbreitete Unzufriedenheit.  Anderseits  würde  eine  Unter- 
werfung unter  die  österreichisch  -  ungarischen  Forde- 
rungen im  Zollkriege  seiner  eigenen  Partei  höchst  un- 
willkommen sein  und  dem  gegenwärtigen  Regime  die 
nationalen  Gefühle  entfremden.  Die  wilden  Gerüchte  über 
Serbien,  welche  kürzlich  durch  die  europäische  Presse 
gingen,  dürfen  nicht  zu  ernst  genommen  werden;  aber 
man  wäre  wirklich  Optimist,  wollte  man  es  wagen,  die 
Stellung  König  Peters  und  Dr.  Pasics  als  nicht  prekär 
zu  schildern. 

Indessen  ist  die  Haltung  Österreich-Ungarns  gegen 
seine  südlichen  Nachbarn  immer  mehr  oder  weniger  ab- 
hängig von  der  Situation  in  Kroatien,  wo  Wien  immer 
noch  panserbisch  und  pankroatisch  gegeneinander  aus- 
spielt und  aus  dem  Hasse  Agrams  gegen  Budapest  Vor- 
teil zieht.  Augenblicklich  wirkt  die  Situation  in  Agram 
nicht  im  Sinne  freundlicher  Beziehungen  zu  Serbien. 
Die  unüberlegte  Taktik  der  ungarischen  Koalition,  welche 
bei  den  vorjährigen  Wahlen  den  Sturz  der  herrschenden 
Partei  in  Kroatien  verursachte,  rächt  sich  nun  durch  eine 
Desorganisation  im  Landtage  und  die  Regierung  kann 
sich  nur  erhalten,  indem  sie  proklamiert,  außerhalb 
jeder  Parteipolitik  zu  stehen.  Die  Partei  Starcevics, 
welche  jüngst  die  Obstruktion  auf  unerhörte  Weise  ge- 
trieben hat,  zwang  ihre  Gegner  zu  Konzessionen;  und 
die  Ungewißheit  der  Zukunft  wird  wahrscheinlich  zu 
ihrem  politischen  Vorteile  ausfallen.  Ihr  Triumph  würde 


—      68      — 

die  Zentralregierung  in  Budapest  in  eine  höchst  bedrängte 
Lage  bringen;  denn  die  Partei  Starcevics  zielt  auf  die 
Errichtung  eines  unabhängigen  Kroatien  innerhalb  der 
Grenzen  der  Habsburgschen  Monarchie.  Sie  verlangt 
die  Angliederung  von  Bosnien  und  der  Herzegowina, 
sowie  Dalmatiens  an  Kroatien  und  bezweckt  somit  wesent- 
lich die  Wiederherstellung  des  illyrischen  Staates  Na- 
poleons I.  in  größerem  Maßstabe.  Diesen  Aspirationen 
und  ihren  historischen  Argumenten  widersetzen  sich 
aufs  heftigste  die  Serben,  welche  noch  immer  von  der 
Wiederherstellung  des  alten  serbischen  Reiches  Stephan 
Dusans  träumen;  daher  ist  Dr.  Frank,  der  Führer  der 
Partei  Starcevics,  stark  antiserbisch.  Religiöser  Fanatis- 
mus verbittert  den  Streit;  denn  die  Kroaten  ermutigen 
katholische  Propaganda  in  Bosnien  als  ein  Mittel,  die 
Bevölkerung  für  ihre  nationale  Sache  zu  gewinnen; 
und  die  Serben  sind  in  ihrem  Eifer  für  die  orthodoxe 
Kirche  sehr  nahe  daran,  der  westlichen  Kultur  überhaupt 
den  Krieg  zu  erklären.  Merkwürdig  genug  sind  die  An- 
führer, außer  wenn  sie  aus  den  Reihen  des  Klerus  entnom- 
men sind,  selten  überzeugte  Katholiken  und  Fanatismus 
und  Freidenkertum  sind  sehr  oft  in  derselben  Person 
vereinigt.  Die  Kroaten  können  sich  einer  Kultur  rühmen, 
die,  wenn  auch  weniger  alt,  doch  entschieden  über  der 
serbischen  steht;  aber  trotz  ihrer  ungestümen  Tapfer- 
keit und  Zähigkeit  haben  sie  nie  jenes  politische  Talent 
gezeigt,  welches  allein  ihre  Sonderexistenz  rechtfertigen 
könnte.  Die  Errichtung  eines  Großkroatiens  nach  Star- 
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cevics  Ideal  ist  mit  rein  österreichischen  Interessen 
weniger  unvereinbar,  als  es  auf  den  ersten  Blick  schei- 
nen könnte,  weil  Prag  und  Agram  als  Hauptstädte 
zweier  slawischer  Königreiche  innerhalb  der  Habsburg- 
schen  Monarchie  ein  entschiedenes  Hemmnis  für  all- 
deutsche Pläne  wären.  Aber  selbst  wenn  wir  über  die 
vielen  Hindernisse  einer  Realisierung  der  tschechischen 
Forderungen  hinweggehen,  muß  das  pankroatische  Ideal 
als  ein  unmöglicher  Plan  angesehen  werden,  so  lange 
die  Doppelmonarchie  in  ihrer  gegenwärtigen  Verfassung 
bleibt.  Die  Stellung  der  Magyaren  würde  ernstlich  be- 
droht werden  durch  einen  geschlossenen  und  autonomen 
Slawenstaat,  der  zwischen  ihnen  und  ihrem  einzigen 
Zugang  zur  See  liegt;  und  so  lange  sie  ihre  gegenwär- 
tige Stärke  behalten,  können  die  Anhänger  Starcevics 
keinen  wirklichen  Fortschritt  erhoffen.  Nichtsdestowe- 
niger ist  es  keineswegs  phantastisch,  anzunehmen,  daß 
der  erste  Schritt  zu  einem  modifizierten  Föderalismus 
eher  im  Süden  als  im  Norden  der  Habsburgschen 
Länder  erfolgt.  Denn  der  Kossuthistische  Angriff  auf 
den  österreichisch-ungarischen  Ausgleich  hat,  abgesehen 
von  anderen  direkteren  und  augenfälligeren  Resultaten, 
vielleicht  gerade  durch  seine  Heftigkeit  auf  den  un- 
garisch-kroatischen Ausgleich  von  1868  zurückgewirkt 
und  hat  die  Frage  angeregt,  ob  letzterer  in  seiner  gegen- 
wärtigen Form  dauern  kann.  Da  es  unklug  wäre,  hier 
eine  Diskussion  der  komplizierten  südslawischen  Frage 
zu  versuchen,   genügt  das  Gesagte,   um  zu  zeigen,   daß 
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vitale  Interessen  mit  der  Rivalität  der  Kroaten  und 
Serben  zusammenhängen.1)  Wir  werden  gut  tun  uns  zu 
erinnern,  daß  die  ganze  östliche  Küste  der  Adria  noch 
eine  ungelöste  Gleichung  in  der  europäischen  Arith- 
metik bedeutet  und  daß  die  Zukunft  Serbiens  zum 
großen  Teile  von  den  inneren  Problemen  Österreich- 
Ungarns  abhängt. 


i)  Dr.  Wekerles  vor  kurzem  erfolgter  Versuch,  die  kon- 
stitutionellen Ansprüche  Ungarns  auf  Bosnien  zu  erneuern,  welcher 
so  arge  Verstimmung  in  Wien  hervorrief,  war  in  Wirklichkeit  nicht 
mehr  und  nicht  weniger  als  ein  geistreicher  Plan,  die  serbo-kroa- 
tische  Koalition  durch  eine  Auffrischung  des  staatsrechtlichen 
Zwistes  zu  sprengen. 


V.  Kapitel. 

Österreich  kontra  Ungarn.  —  Das  innere 
Problem. 

„Quem  deus  vult  perdere,  prius  dementat." 
Bisher  war  mein  Bestreben  zu  zeigen,  daß  Öster- 
reich-Ungarn keineswegs  eine  so  verlockende  Beute 
für  ausdehnungslüstige  Nachbarn  bildet,  als  allgemein 
bei  uns  angenommen  wird,  und  daß  in  jedem  Einzel- 
falle die  Gefahren  einer  Annexion  deren  mögliche  Vor- 
teile mehr  als  ausgleichen  würden.  Diesem  Argumente 
muß  noch  die  historische  Tatsache  beigefügt  werden, 
daß  die  heute  als  „Österreich-Ungarn"  oder  „die  dua- 
listische Monarchie"  bekannten  Territorien  wiederholt 
ihre  Existenz  als  eine  Einheit  im  europäischen  System 
gerechtfertigt  haben,  indem  sie  Krisen  der  zähesten 
und  gefährlichsten  Art  überlebten.  Im  österreichischen 
Erbfolgekriege  vereinigte  sich  der  größte  Teil  Europas 
gegen  die  hilflose  Maria  Theresia  und  ihre  Sache 
schien  lange  verzweifelt.  Obwohl  ihr  eine  schöne 
Provinz  endgültig  entrissen  ward,  überlebte  ihr  Reich 
nicht   bloß  den  Sturm,   sondern   erreichte   sogar  unter 
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ihr  eine  führende  Stellung  in  der  europäischen  Diplo- 
matie. Während  der  napoleonischen  Kriege  wurde 
Wien  zweimal  von  fremden  Heeren  besetzt,  Österreich 
vom  Zugang  zum  Meere  durch  die  Bildung  des  neuen 
illyrischen  Staates  abgeschnitten  und  diese  Überwindung 
durch  einen  demütigenden  Heiratsvertrag  besiegelt. 
Jedoch  schon  1814  stand  Österreich  an  der  Spitze  der 
europäischen  Opposition  gegen  Napoleon,  und  der 
Kongreß,  auf  welchem  die  Wiederherstellung  Europas 
vollendet  wurde,  war  großenteils  das  Werk  seiner 
Staatsmänner;  so  schien  sich  die  Prahlerei  des  alten 
Liedes:  „'s  gibt  nur  a  Kaiserstadt,  's  gibt  nur  a  Wien", 
zu  rechtfertigen. 

1848  bis  1849  litt  kein  Land  schwerer  unter  der 
revolutionären  Bewegung  als  das  Habsburgsche  Reich, 
und  nach  langen  Erschütterungen  wurde  die  Ordnung 
schließlich  nur  durch  180.000  russische  Bajonette  wieder 
hergestellt.  Aber  nur  18  Monate  nach  Vilägos  versetzte 
die  österreichische  Diplomatie  Preußen  die  augenfälligste 
diplomatische  Niederlage  der  letzten  Zeit,  und  trotz 
finanziellem  Chaos,  ultramontaner  Reaktion  und  bureau- 
kratischem  Despotismus  waren  zwei  große  Kriege  er- 
forderlich, ehe  Österreich  dazu  gebracht  werden  konnte, 
seine  Ansprüche  auf  die  Vorherrschaft  in  Deutschland 
aufzugeben.  Nicht  bloß  diese  wunderbaren  Zeichen  von 
Österreichs  Regenerationskraft,  sondern  auch  der  ganze 
Gang  der  Ereignisse  durch  viele  vergangene  Jahr- 
hunderte  zwingt  zum  Glauben  an    die  historische  Not- 
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wendigkeit  eines  starken  zentraleuropäischen  Staates; 
mit  anderen  Worten,  an  die  fortgesetzte  Existenz  der 
wenn  auch  innerlich  modifizierten  dualistischen  Monarchie 
als  einer  Einheit  im  politischen  System  Europas. 

Und  dennoch  ist  der  Zerfall  Österreich-Ungarns 
von  ausländischen  Publizisten  oft  vorhergesagt  worden 
und  der  Glaube  an  diese  Wahrscheinlichkeit  scheint 
weiter  verbreitet  denn  je.  Das  leichtgläubige  Publikum 
nahm  die  inneren  Zwistigkeiten  für  sichere  Vorboten 
des  Unheiles,  ohne  die  Motive  der  Propheten  des  Pes- 
simismus abzuwägen.  Indessen  ist  es  leicht,  unter 
diesen  Motiven  verschiedene  Strömungen  zu  entdecken, 
nämlich  den  deutschfeindlichen  Spleen  gewisser  franzö- 
sischer Journale,  die  slawophilen  Träume  der  Enthu- 
siasten für  die  franko-russische  Allianz,  die  der  „Los 
von  Rom-Bewegung"  anhängenden  religiösen  Vorurteile, 
die  Parteitaktik  der  magyarischen  Chauvinisten,  das 
alldeutsche  Programm,  den  Karren  umzuwerfen,  die 
Hintergedanken  der  Staatsmänner  des  Balkan  und  die 
Defensive-  und  Offensivemanöver  der  Hochfinanz. 
Wenn  all  diese  Einflüsse  in  Betracht  gezogen  werden, 
ist  es  ein  Wunder,  nicht  daß  es  Unglückspropheten  gibt» 
sondern  daß  die  ,,Enten"  nicht  viel  zahlreicher  und 
fetter  sind.  Der  Schreiber  dieser  Zeilen  glaubt  keines- 
wegs an  die  Wahrscheinlichkeit,  ja  sogar  nicht  einmal 
an  die  Möglichkeit  eines  Zerfalles  Österreich-Ungarns. 
Die  einfachste  Methode,  diesen  Unglauben  zu  begründen, 
besteht  darin,    einen  Augenblick  anzunehmen,    daß  die 
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vollständige  Trennung  zwischen  den  beiden  Ländern 
ein  „fait  accompli"  sei.  Die  konventionelle  Anschauung 
für  diesen  Fall  geht  dahin,  daß,  während  Ungarn 
allein  stehen  könnte  —  auf  die  Gefahr  hin  auf  das 
Niveau  der  Balkanstaaten  herabzusinken,  aber  wenig- 
stens ohne  seine  Unabhängigkeit  zu  beeinträchtigen 
—  Österreich  im  Gegenteile  nicht  allein  stehen  kann 
und  unvermeidlich  Deutschland  zufallen  müßte.  Dies 
ist  eine  ganz  oberflächliche  Annahme  und  das  genaue 
Gegenteil  ist  viel  wahrscheinlicher.  Denn,  wenn  Öster- 
reich und  Ungarn  die  Gemeinschaft  lösen,  so  ist  es 
klar,  daß  sie  nicht  als  Freunde  scheiden  werden.  Daher 
ist  Ungarn,  im  Falle  der  Trennung,  für  die  allernächste 
Zukunft  ohne  Unterstützung  und  auf  die  eigene  Kraft 
angewiesen.  Dies  wäre  höchst  bedenklich,  da  es  gerade 
am  Anfange  dem  Problem  eines  neuen  Heeres  gegen- 
überstünde. Die  bestehende  gemeinsame  Armee  ist 
hauptsächlich  auf  österreichischer  Grundlage  organisiert 
und  verwaltet.  Im  Falle  der  Trennung  würde  die 
gegenwärtige  Maschine  mit  Notwendigkeit  in  Österreichs 
Händen  bleiben.  Ungarn  würde  eine  Zeitlang  ohne 
Generalstab  sein,  ohne  entsprechende  Menge  von 
Offizieren,  ohne  irgendeine  Organisation,  außer  der- 
jenigen der  Honved  und  genau  genommen  ohne  Artillerie, 
indes  die  Einführung  des  Magyarischen  als  Kom- 
mandosprache, die  übrigens  bei  54  Prozent  seiner  Be- 
völkerung sehr  wenig  Gefallen  erregen  würde,  noch 
erst  erfolgen   müßte  und  nicht  an  einem  Tage  möglich 
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wäre.  Während  Österreich  fähig  wäre,  seine  militärischen 
Hilfskräfte  zu  konzentrieren  und  fast  mit  Sicherheit 
Deutschlands  Garantie  für  seine  Unabhängigkeit  durch 
loyales  Festhalten  am  Dreibund  und  kommerzielle  Zu- 
geständnisse erlangen  könnte,1)  würde  Ungarn  eine 
nahezu  unwiderstehliche  Versuchung  für  seine  östlichen 
und  südlichen  Nachbarn  bilden.  Es  ist  nicht  am 
Platze,  die  Politik  Rußlands  in  diesem  Zusammenhange 
zu  behandeln,  um  so  mehr,  als  wir  bereits  versucht 
haben,  seine  Haltung  zu  den  Fragen  der  mittleren  Donau 
darzulegen.  Aber  die  wirkliche  Störung  dürfte  von  den 
kleineren  Staaten  kommen.  Rumänien  weiß,  wie  schon 
gesagt,  daß  ein  Angriff  auf  die  Doppelmonarchie  fast 
nationaler  Selbstmord  wäre.  Aber  wenn  es  einem  iso- 
lierten Ungarn  gegenüber  stünde,  das  noch  in  den 
Wehen  der  Armeeorganisation  läge,  so  wäre  die  Situation 
eine  ganz  andere.  Die  Daco-rumänische  Partei  würde 
ihr  Haupt  wieder  erheben  und  die  seinerzeitige  Re- 
gierung könnte  vielleicht  nur  schwer  der  Forderung 
widerstehen,  in  Siebenbürgen  einzufallen.  Auch  Serbien 
könnte  die  Gelegenheit  ergreifen,  um  im  Banate  einen 
Ersatz  für  den  Verlust  Bosniens  zu  finden.  Sein  Heer 
würde  wahrscheinlich  die  Ablenkung  eines  Krieges  will- 
kommen heißen  und  die  neue  Dynastie  könnte  ihren 
schwankenden  Thron  auf  dessen  erfolgreichen  Ausgang 
stützen  wollen.    Die   beiden    Komplizen    (Serbien    und 


J)  Vielleicht  sogar  durch  Eintritt  in  den  deutschen  Zollverein 
bei  fortdauernder  politischer  Unabhängigkeit. 
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Rumänien)  könnten  sich  auch  die  Kooperation  oder 
wenigstens  die  wohlwollende  Neutralität  Bulgariens 
sichern  gegen  Gewährung  freier  Hand  in  Mazedonien. 
Eine  solche  Kombination  würde  entschieden  bedenklich 
sein,  denn  diese  drei  Staaten  können  ungefähr  700.000 
Mann  ins  Feld  stellen  und  die  rumänischen  und  bul- 
garischen Kontingente  dieses  Heeres  stehen  keinem  gleich- 
großen in  Europa  nach.  Tatsächlich  hat  das  Anwachsen 
militärischer  Macht  auf  der  Balkanhalbinsel  eine  von 
der  des  Jahres  1877  sehr  verschiedene  Situation  ge- 
schaffen und  die  Großmächte  könnten  eines  Tages  ent- 
decken, daß  die  bewaffnete  Intervention,  welche  zur 
Durchsetzung  ihrer  Wünsche  nötig  wäre,  das  damit 
verbundene  Risiko  nicht  wert  sei. 

Ein  anderer  gefährlicher  Faktor  in  der  neuen 
Situation  wären  die  Kroaten,  welche  im  Falle  auswärtiger 
Komplikationen  fast  sicher  den  Präzedenzfall  von  1848 
wiederholen  und  trachten  würden,  ihren  alten  Traum 
eines  Groß-Kroatien  zu  verwirklichen.  Ob  dann  Wien 
geneigt  wäre,  sich  mit  Agram  zu  verständigen  und  ein 
rekonstruiertes  südslawisches  Königreich  als  einen 
Bestandteil  Österreichs  zuzulassen,  ist  eine  Frage, 
welche  besser  unbeantwortet  bleibt.  Aber  selbst  unter 
den  günstigsten  Umständen  würde  die  kroatische  Frage 
sich  sofort  den  Staatsmännern  eines  unabhängigen 
Ungarn  aufdrängen.  Denn  wenn  der  Ausgleich  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  annulliert  ist,  so  fällt  der  Aus- 
gleich  von    1868    zwischen    Ungarn    und  Kroation   mit 
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ihm;  und  so  heikle  Probleme,  wie  die  finanziellen  Be- 
ziehungen von  Agram  zu  Budapest  und  Kroatiens  Anteil 
an  den  auswärtigen  Angelegenheiten,  müßten  von  Grund 
aus  wieder  diskutiert  werden.  Ungarns  Stellung  würde 
unendlich  kompliziert  durch  die  Frage  der  Zukunft  der 
okkupierten  Provinzen  —  ein  Ozean  trüben  Wassers, 
in  welchem  die  vielen  Jingoes  Agrams  zu  fischen  nicht 
anstehen  würden. 

Zu  den  rein  inneren  Problemen  zurückkehrend, 
finden  wir  viele  Gründe,  um  Ungarns  Fähigkeit,  allein 
zu  stehen,  anzuzweifeln.  Der  erste  und  wichtigste  ist  die 
ungelöste  Nationalitätenfrage,  deren  Existenz  zwar  bis 
vor  kurzem  von  den  Ultrachauvinisten  geleugnet  wurde, 
welche  jedoch  tatsächlich  heute  aktueller  denn  je  ist. 
Nach  40  Jahren  ungehinderter  Magyarisierung  gibt  es 
noch  40  Prozent  der  ungarischen  Bevölkerung,  welche  die 
Staatssprache  nicht  verstehen.  Es  bildet  sich  langsam 
eine  gebildete  Klasse  unter  den  Rumänen  und  Slowaken, 
denen  Armut  und  landwirtschaftliche  Beschäftigung  so 
lange  hinderlich  war.  In  gewissen  Teilen  Siebenbürgens 
gewinnt  die  rumänische  Sprache  stetig  an  Boden  gegen- 
über der  magyarischen;  die  törichte  Passivitätspolitik 
bei  den  Wahlen  ist  von  den  Nichtmagyaren  verlassen 
worden  und  nach  Einführung  des  allgemeinen  Wahl- 
rechtes wird  die  kleine  Gruppe  ihrer  Abgeordneten 
zweifellos  in  verstärkter  Zahl  ins  Parlament  zurück- 
kehren. So  ist  die  Aussicht  für  die  Nichtmagyaren  etwas 
günstiger  und  sie  können  sicherlich  nicht  mehr  ignoriert 
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werden,  wenn  die  Frage  der  Trennung  endgültig  auf- 
geworfen wird.  Die  Unabhängigkeit  kann  nur  realisiert 
werden,  wenn  die  ganze  Nation  ohne  Stammesunter- 
schied der  Außenwelt  eine  einheitliche  Front  entgegen- 
stellt. Innere  Harmonie  ist  unmöglich,  so  lange  die  eine 
Hälfte  der  Nation  die  Absorbierung  der  anderen  Hälfte 
zu  ihrer  Hauptlebensaufgabe  macht,  so  lange  eine  Rasse 
das  Monopol  politischer  und  administrativer  Macht1)  in 
Händen  hält;  und  bevor  diese  Harmonie  gesichert  ist, 
schafft  sich  Ungarn  bloß  Unheil  beim  Versuche  allein 
zu  stehen.  Die  Magyaren  können  Wien  gegen  die  Na- 
tionalitäten wie  bisher  benützen,  oder  sie  können  die 
Nationalitäten  gegen  Wien  benützen;  aber  sie  können 
nicht  beiden  zusammen  widerstehen.2)     So  ist  es  keine 


i)  Die  Magyaren  führen  ihre  schlecht  angebrachte  Großmut 
gegen  die  Kroaten  im  Jahre  1868  als  einen  Grund  an,  um  allen 
anderen  Stämmen  Konzessionen  zu  verweigern.  Die  Antwort  ist  klar: 
der  Umstand,  daß  einem  Stamme  zu  viel  gegeben  wurde  ist  keine 
Entschuldigung  dafür,  daß  fünf  anderen  Stämmen  zu  wenig  gege- 
ben wird. 

2)  Ein  verblüffendes  Beispiel  für  den  magyarischen  Stand- 
punkt bietet  ein  Leitartikel  des  Pester  Lloyd,  welcher  lange  das 
offizielle  Organ  der  liberalen  Partei  war  und  noch  immer  ein  An- 
walt für  den  Dualismus  ist,  vom  3.  April  1907.  „Wenn  die  Koali- 
tion der  Parteien"  schreibt  er,  „sich  in  eine  Koalition  aller  Ungarn 
verwandeln  wird,  um  sie  in  einem  Lager  gegen  Österreich,  gegen 
die  Nationalitäten,  gegen  den  sozialen  Umsturz  zu  vereinigen,  dann 
wird  niemand  zurückbleiben,  der  ungarisch  fühlt  und  denkt".  Sind 
also  die  Nationalitäten  Uitlanders  nicht  Ungarn?  Und  was  wird  aus 
der  viel  berufenen  Gleichheit  der  ungarischen  Bürger  vor  dem  Ge- 
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Übertreibung,  daß  die  Rassenfrage  in  Ungarn  den 
Schlüssel  für  die  sogenannte  „österreichische  Frage" 
bildet. 

Die  bevorstehende  Reform  des  Wahlsystems  häügt 
auch  mit  dieser  Frage  eng  zusammen.  In  diesem  Punkte 
ist  Ungarn  im  Nachteil  gegen  Österreich,  wo  der  Reichs- 
rat den  größten  Teil  des  vergangenen  Jahres  darauf 
verwendete,  das  überlebte  Kuriensystem  durch  allge- 
meines Wahlrecht  zu  ersetzen  und  wo  das  Kabinett 
zum  ersten  Male  in  den  letzten  Jahren  die  neue  Kammer 
hinter  sich  haben  dürfte,  wenigstens  in  allen  auf  Ungarn 
bezüglichen  Fragen.  In  Ungarn  gibt  anderseits  das 
gegenwärtige  Wahlrecht  wenig  oder  keinen  Fingerzeig 
für  die  Gefühle  großer  Massen  der  Bevölkerung.  Enge 
Klasseninteressen  beherrschen  die  Parteibeschlüsse  und 
so  lange  nicht  das  Parlament  auf  demokratischer  Basis 
neu  errichtet  wird,  können  sich  die  Minister  nicht  als 
Vertreter  des  Nationalwillens  aufspielen,  trotz  ihrer 
erdrückenden  parlamentarischen  Majorität. 

Eine  weitere  Quelle  der  Gefahr  ist  die  soziale  Un- 
ruhe, welche  die  heutigen  geänderten  Verhältnisse 
unter  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  Ungarns 
hervorbringen.     Die    agrar-sozialistische    Bewegung  hat 


setze,  oder  der  berühmten  legalen  Fiktion  der  unteilbaren  einheit- 
lichen ungarischen  Nation,  deren  Mitglied  jeder  Bürger  des  Vater- 
landes, gleichviel  welcher  Nationalität  er  angehört,  ist?  (Einleitung 
zum  Gesetzartikel  XLIV  von  1868  über  die  Gleichberechtigung  der 
Nationalitäten.) 
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während  der  letzten  15  Jahre  zeitweise  nicht  geringe 
Beunruhigung  hervorgerufen;  und  die  letzte  reaktionäre 
Agrargesetzgebung  muß  den  Flammen  frische  Nahrung 
zuführen.  Überdies  ist  stets  die  Gefahr  vorhanden, 
daß  die  jetzt  im  Königreiche  Rumänien  bestehende 
akute  agrarische  Unzufriedenheit  ihren  Weg  über  die 
siebenbürgische  Grenze  finden  werde;  und  diese  Tat- 
sache in  Verbindung  mit  dem  Landhunger  in  Zentral- 
und  Nordungarn  macht  es  wahrscheinlich,  daß  ein  Er- 
gebnis des  neuen  Wahlrechtes  das  Auftauchen  einer 
Bauernpartei  im  ungarischen  Parlamente  sein  wird. 
Diese  könnte  begrüßt  werden,  weil  sie  vielleicht  der 
beunruhigenden  Ausbreitung  der  Auswanderung  im 
ganzen  Lande  Einhalt  tun  würde.  1905  haben  140.000 
und  1907  nicht  weniger  als  350.000  Bauern  den  Weg 
in  die  Neue  Welt  gefunden,  und  die  Auswanderung  ist 
nicht  länger  hauptsächlich  auf  die  Slowaken  oder  andere 
nichtmagyarische  Rassen  beschränkt,  sondern  breitet 
sich  auch  im  Kerne  der  magyarischen  Bauernschaft,  im 
Alföld  aus.  Der  Einfluß  dessen  auf  den  Arbeitsmarkt 
(speziell  in  der  Erntezeit)  macht  sich  empfindlich  fühl- 
bar; in  diesem  Frühjahr  ging  eine  Komitatsversammlung 
sogar  so  weit,  lieber  für  chinesische  Arbeitskräfte  in 
Ungarn  einzutreten,  als  dem  Verlangen  nach  höheren 
Löhnen  nachzugeben.  Auch  die  Sozialdemokratie  im 
internationalen  Sinne  verbreitet  sich  in  den  Städten 
trotz  des  gänzlichen  Mangels  eines  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrechtes   und   trotz   der   Macht,    welche    dies 
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einer  rückschrittlichen  Regierung  gibt,  Versammlungen 
gänzlich  zu  verbieten  und  selbst  Gewerkschaften  und 
Vereine  aufzulösen.  Es  ist  unnötig  zu  sagen,  daß  die 
einzige  Wirkung  solcher  Maßnahmen  ist,  die  Sozialisten 
zu  einer  geheimen  Organisation  zusammenzuschweißen 
und  den  Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit  zu  ver- 
schärfen. Bei  diesem  Kampfe  finden  die  Arbeiterführer 
in  den  reaktionären  Ansichten,  welche  die  Unabhängig- 
keitspartei gänzlich  durchsetzen,  genügenden  Angriffs- 
stoff. Vor  ein  paar  Jahren  war  die  Partei  heftig  radikal 
und  eine  Allianz  zwischen  ihr  und  dem  Proletariate 
schien  nicht  ferne  zu  sein.  Heute  sind  Ost  und  West 
einander  nicht  ferner  als  die  extreme  Linke  von  1900 
und  die  Sozialdemokratie  von  1907. 

Mit  dem  sozialen  Probleme  eng  verbunden  ist 
jenes  von  Ungarns  ökonomischem  Fortschritte.  Obwohl 
fast  70  Prozent  der  Bevölkerung  sich  mit  Landwirtschaft 
beschäftigen,  ist  doch  die  jetzige  Regierung  darauf  ver- 
sessen, Ungarn  auf  möglichst  kurzem  Wege  zu  einem 
industriellen  Staate  zu  machen.  In  diesem  Sinne  wird 
die  wirtschaftliche  Trennung  von  Österreich  als  ein 
Vorspiel  zur  Unabhängigkeit  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt und  diese  erstaunliche  Wirtschaftspolitik  erfüllt 
die  Freunde  Ungarns  mit  Besorgnis  für  die  Zukunft. 
Ihre  Gefahren  sind  klar.  Ungarns  Kredit  muß  unter 
seiner  Trennung  von  der  Wiener  „haute  finance"  leiden. 
Die  Teilung  wird  erhöhte  Steuern  mit  sich  bringen,  da 
Ungarn,    statt   bloß  eine  Quote  von  83  Prozent  zu  den 
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gemeinsamen  Ausgaben  der  Monarchie  beizutragen 
(gegenüber  66  Prozent,  welche  Österreich  zahlt),  dann 
aus  eigenen  Mitteln  seinen  ganzen  Anteil  an  dem  zu 
tragen  haben  wird,  was  gegenwärtig  gemeinsame  An- 
gelegenheiten sind,  wobei  noch  die  ganze  kostspielige 
Maschine  getrennter  diplomatischer  und  Konsular- 
vertretung  und  getrennter  Land-  und  Seemacht  aufzu- 
bauen sein  wird.  Auch  wird  die  Errichtung  einer  Zoll- 
schranke zwischen  Österreich  und  Ungarn,  wie  sie  vom 
Handelsminister  Ko ss uth  vorgeschlagen  wurde,  schwere 
weitere  Auslagen  hervorrufen,  schon  aus  rein  geogra- 
phischen Gründen.  Die  Grenze  der  beiden  Staaten  ist 
zirka  2000  Kilometer  lang:  von  der  Adria  bis  Preß- 
burg und  entlang  der  mährischen  und  galizischen  Grenze 
bis  zur  südwestlichen  Ecke  der  Bukowina.  Ein  Blick 
auf  die  Landkarte  zeigt,  daß  Österreich  selbst  dann 
Ungarn  umklammert,  wenn  es  auf  die  Verbindung  mit 
Bosnien  verzichtet,  und  daß  seine  geographische  Lage, 
unterstützt  durch  die  Eisenbahnverbindung  mit  Deutsch- 
and  und  Westeuropa,  ihm  in  einem  Kampfe  ungemein 
nützen  würde.  Österreich  ist  schon  jetzt  wirtschaftlich 
um  so  viel  stärker  als  Ungarn,  als  es  schwächer  als 
Deutschland  ist,  und  selbst  ohne  Rückhalt  an  diesem, 
hat  es  viel  weniger  von  einem  Zollkriege  zu  fürchten. 
Die  Aussicht  auf  eine  agrarische  Majorität  im  neuen 
österreichischen  Parlament  und  der  Widerwille  der 
Kroaten  gegen  die  gegenwärtige  Handelspolitik  Buda- 
pests sind  kleinere  Faktoren  in  der  Situation,  welche 
jedoch  auch  nicht  übersehen  werden  dürfen. 
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Wir  haben  genug  gesagt,  um  zu  zeigen,  daß  das 
Problem  der  Trennung  zwischen  Österreich  und  Ungarn 
kaum  weniger  schwer  und  abenteuerlich  ist,  als  die 
Zerstörung  durch  äußere  Feinde  und  daß  das,  was  auf 
den  ersten  Blick  als  das  geringere  Übel  erscheint, 
nichts  anderes  sein  dürfte,  als  eine  schiefe  Ebene, 
welche  zum  Abgrund  führt. 
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